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partner vor Ort darstellen. Dafür hat die DVU ganze drei Personen ernannt. 
Für den mitteldeutschen Raum und somit auch für Brandenburg ist Bernd 
Zeise zuständig.5 Er ist unter anderem Landesorganisationsleiter der DVU 
in Sachsen. Es bleibt abzuwarten, ob die drei Strukturbeauftragten als An-
sprechpartner vor Ort wirklich vor Ort anzutreffen sind.

Seit 1991 agiert die DVU in Brandenburg.6 Zur neuen Vorsitzenden des 
Landesverbandes wurde am 1. November 2009 die bisherige stellvertre-
tende Landesvorsitzende Liane Hesselbarth gewählt, Norbert Schulze aus 
Sallgast (Landkreis Elbe-Elster) ist ihr Stellvertreter.7 Die DVU verfügt in 
Brandenburg laut eigenen Informationen momentan über elf Kreisverbände 
und zwei Ortsverbände in Lauchhammer und Hänchen (bei Cottbus).8 Nur 
zwei der insgesamt elf Kreisverbände verfügten über eine eigene Internetprä-
senz: Nur der Kreisverband Potsdam und der Kreisverband Teltow-Fläming 
stellten sich bis Ende 2009 öffentlich im Internet dar. Etwa 220 Mitglieder 
der DVU werden in Brandenburg durch diese elf Kreisverbände verwaltet. 
Nur in sehr wenigen Orten agieren die Mitglieder öffentlich oder werden 
von den Bürgern vor Ort wahrgenommen. Nur zu Wahlen erscheint die 
DVU sichtbar in den Orten durch ihre Wahlplakate und vereinzelt durch 
Postwurfsendungen.

Zur Landtags- und Bundestagswahl 2009 hat die DVU einige Kundgebun-
gen durchgeführt. Die Resonanz war sowohl bei der DVU-Anhängerschaft 
wie bei der Bevölkerung im Allgemeinen sehr schwach. Mit der Solidarität 
und dem Zusammenhalt innerhalb der Partei scheint es nicht weit her zu 
sein. Die DVU gilt auch nach dem Führungswechsel in ihrer Spitze immer 
noch als Phantompartei in den Regionen.

Die DVU im Brandenburger Landtag
Von 1999 bis 2009 war die DVU im Brandenburger Landtag vertreten. In 
der Legislaturperiode 1999 bis 2004 hat ihr Wahlergebnis von 5,28% dafür 
gesorgt, dass fünf Abgeordnete im Landtag sitzen durften. Die NPD schaffte 
es damals auf nur 0,74%. Für die darauf folgende Legislaturperiode von 
2004 bis 2009 erlangte die DVU mit 6,08% sogar sechs Mandate im Land-
tag. Zur Landtagswahl 2004 trat die NPD wegen der Absprachen im Rah-
men des Deutschlandpaktes nicht in Brandenburg an.

5 Ebd.
6 Ministerium des Innern des Landes Brandenburg, a.a.O., S. 210.
7 http://www.dvu-brandenburg.de/2009/11/03/dvu-landesparteitag-waehlt-neuen-vor-

stand/ [zuletzt aufgerufen am 23.11.2009].
8 http://www.dvu-brandenburg.de/partei/kreis-und-ortsverbaende/ [zuletzt aufgerufen am 

1.12.2009].
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In der letzten Legislaturperiode stellten die DVU-Abgeordneten ca. 114 An-
träge im Landtag. Diese waren zum Teil deutlich ideologisch aufgeladen. 
Mit Anträgen zum Thema EU setzten sie sich für ein „Europa der Vaterlän-
der“ ein. Sie wetterten gegen „kriminelle Ausländer“ und Initiativen sowie 
Programme, die sich für mehr Toleranz und Vielfalt im Lande einsetzen. 
Auch die deutsche Sprache war ihnen immer sehr wichtig. So stellten sie 
zum Beispiel einen Antrag zur Stärkung der deutschen Sprache in der EU. 
Im Bereich der Wirtschaftspolitik brachten sie Anträge ein, die deutlich im 
Sinne ihrer Zielgruppe waren: Sie stützen sich besonders auf die Gruppe der 
kleinen mittelständischen Unternehmer.

Zur Landtagswahl 2009 hatte die DVU gleich mehrere Probleme in Bran-
denburg zu bewältigen. Durch den Wechsel an der Spitze der Bundespartei 
standen der DVU für den Wahlkampf in Brandenburg weniger finanzielle 
Mittel zur Verfügung. Dazu kam, dass die NPD den Deutschlandpakt brach 
und entgegen den vorherigen Absprachen zur Landtagswahl mit einer eige-
nen Liste und eigenen Direktkandidaten in den Regionen antrat.

Im Mai 2009 verstarb der Potsdamer DVU-Stadtverordnete Günther 
Schwemmer aufgrund eines Autounfalls und im August 2009 der DVU-Lan-
desvorsitzende Brandenburgs Sigmar-Peter Schuldt nach schwerer Krank-
heit. Beide Personen waren langjährige Parteimitglieder mit viel politischer 
Erfahrung. Für die DVU Brandenburg war dies ein herber Schlag.

Nach dem Wechsel in der Führungsspitze der Bundespartei polierte 
die Partei kurzerhand ihren Internetauftritt auf. Nach außen möchte man 
moderner und jünger erscheinen. Auf den Seiten findet man jetzt regel-
mäßig aktuelle Beiträge und Videos. Vermutlich will man damit besonders 
junge, politisch interessierte Menschen in die Partei bekommen. Von außen 
scheint es wie ein Ringen vor den Wahlen um die Wählerinnen und Wähler 
aus rechtsextremen Milieus und Wähler, die von der derzeitigen politischen 
Führung enttäuscht sind.

Zur Landtagswahl 2009 in Brandenburg hat die DVU eine eigens dafür 
gestaltete Internetseite ins Leben gerufen. Unter dem Motto „Pawel bleib 
Zuhause – Brandenburg braucht Arbeitsplätze!“ wetterte die DVU öffent-
lich über polnische Arbeiter, Investoren und Zuwanderer und hoffte auf 
diese Weise noch einige Wählerstimmen zu ziehen.9 Die breite Öffentlich-
keit wird von dieser Internetseite nicht viel mitbekommen haben. So ist 
also fraglich, wen und wie viele Menschen die DVU damit außerhalb ihrer 
eigenen Parteistruktur überhaupt erreicht hat.

9 http://pawel-bleib-zuhause.de/ [zuletzt aufgerufen am 5.10.2009].
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Eine deutlich Rückmeldung von den Wählern hat die Partei im September 
2009 erhalten: nur 1,1% der Zweitstimmen entfielen auf die DVU. Mit dem 
Auszug aus dem Landtag fehlt ihr ein weiterer Finanzierungsbaustein. Nach 
zwei Legislaturperioden kann die DVU nun nicht mehr auf Landesebene 
„mitspielen“.

Die DVU in Kreistagen und Stadtverordnetenversammlungen 
Bei den Kommunalwahlen 2008 konnte die DVU 13 Mandate in sieben 
Kreistagen und in der kreisfreien Stadt Potsdam erringen. Die Tabelle auf 
der folgenden Seite enthält nähere Informationen zu den jeweiligen Krei-
sen und der Anzahl der Mandate sowie die Namen der einzelnen Abge-
ordneten.1011121314151617 

Die DVU konnte in keiner kommunalen Vertretung den Fraktionsstatus 
erringen. Die Möglichkeiten für fraktionslose Abgeordnete, in den kommu-
nalen Vertretungen ihr Mandat wahrzunehmen, sind durch die Kommunal-
verfassung und die danach beschlossenen Geschäftsordnungen begrenzter 
als bei Abgeordneten, die einer Fraktion angehören. Dies soll – so die Be-
gründung – die Arbeitsfähigkeit der Vertretungen gewährleisten.

Anhaltspunkte zur Beurteilung der Arbeit der DVU in den Kreistagen 
und der Stadtverordnetenversammlung Potsdam findet man an unterschied-
lichen Stellen. Einmal kann man sich anschauen, wie die Abgeordneten 
praktisch in Erscheinung treten. Auf der anderen Seite muss man sehen, 
zu welchen Themen und mit welchen Positionen die Abgeordneten sich 
äußern und wie diese Äußerungen zu bewerten sind. Zudem ist spannend, 
wie die kommunalen Vertretungen auf das Auftreten der DVU-Abgeordne-
ten reagieren.

Bei genauerem Hinschauen zeigt sich, dass in den meisten Kreistagen 
von praktischer Arbeit der DVU wenig sichtbar wird, wie in den Kreista-
gen der Landkreise Märkisch-Oderland, Prignitz, Potsdam-Mittelmark und 
Oberspreewald-Lausitz. Das passt sehr schlecht mit den großen, plakativen 
und kämpferischen Sprüchen im Wahlkampf zusammen, die Wählerinnen 
und Wähler dazu bewogen haben, der DVU ihre Stimme zu geben. Dieses 
Nicht-Agieren sollte durch die demokratischen Parteien immer wieder nach 
außen deutlich gemacht werden.

Wie sieht es nun konkret in einzelnen anderen Landkreisen aus? Im 
Landkreis Barnim fiel das auf der Liste der DVU in den Kreistag gewählte 
NPD-Mitglied Mike Sandow (früherer NPD-Kreisverbandsvorsitzender) nur 
damit auf, dass sich zwei seiner drei Anfragen darauf bezogen, wie viele 
„Stolpersteine gegen das Vergessen“ mit welchen Kosten bisher verlegt wor-
den seien; darüberhinaus wollte er wissen, welche Vereine und Gruppie-

10  
11  
12  
13  
14  
15  
16
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Landkreise und 
kreisfreie Städte

Prozent für 
die DVU

Anzahl der 
Mandate

Personen

Elbe-Elster 5,1% 3 Michael Witschel (geb.1963), Forst- 
arbeiter
Bernd Jugendheimer (geb. 1959), Raum-
ausstatter
Norbert Schulze (geb.1950), Elektro- 
monteur10

Oberspreewald-
Lausitz

4,4% 2 Harald Heinze (geb.1958), Diplom-Wirt-
schaftsingenieur (FH)
Sylvia Zimmermann (geb. 1970), Kauffrau 
Groß- und Außenhandel11

Potsdam 2,0% 1 seit 2.6.2009: Marcel Guse (geb. 1980), 
Koch; Guse ist im Oktober 2009 zur NPD 
gewechselt
zuvor: Günther Schwemmer (geb. 1962, 
gest. 2009), Diplom-Kaufmann12

Barnim 3,1% 2 Mike Sandow (geb. 1971), Handwerks-
meister; Sandow ist gleichzeitig NPD-
Mitglied
Dietmar Lange (geb. 1956), Rinder- 
züchter13

Prignitz 2,5% 1 Jochen Grabow (geb.1960), Maler
zuvor: Dietmar Krüll (geb. 1959), Tisch-
ler14

Märkisch-
Oderland

3,3% 2 Roland Schulz (geb.1959), Elektro- 
monteur
Michael Claus (geb.1960), Landtags- 
abgeordneter15

Potsdam  
Mittelmark

2,4% 1 Sigmar-Peter Schuldt (geb. 1950,  
gest. 2009), Ökonom16

Teltow-Fläming 2,7% 1 Bärbel Redlhammer-Raback (geb.1954), 
Verkäuferin17

 

10 Bekanntmachung des Ergebnisses der Wahl zum Kreistag des Landkreises Elbe-Els-
ter am 28. September 2008. In: Amtsblatt für den Landkreis Elbe-Elster, Jg. 13, H. 16, 
16.10.2008, S. 5-9; Amtliche Bekanntmachungen des Landkreises Elbe-Elster. In: Amts-
blatt für den Landkreis Elbe-Elster, Jg. 13, H. 15, 28.8.2009, S. 1-7.

11 Bekanntgabe des Wahlergebnisses zur Wahl der Vertretung des Landkreises Oberspree-
wald-Lausitz (Kreistag) am 28.9.2008. In: Amtsblatt für den Landkreis Oberspreewald-
Lausitz, Jg. 15,H. 10, 2.10.2008, S. 2-11; Bekanntmachung der Wahlvorschläge zur Wahl

Tabelle 1: Kommunalwahl 2008 im Land Brandenburg, Ergebnisse für die DVU; 
DVU-Vertreter Stand: 15.12.2009
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rungen sich mit dem „Kampf gegen rechts“ beschäftigen. Die Anfragen sind 
nur schriftlich beantwortet worden.18

Die Vertreterin der DVU im Kreistag Teltow-Fläming, Frau Redlhammer-
Raback, bereits seit 2003 im Kreistag, hat in der letzten Wahlperiode laut 
DVU-Internetseite19 vier schriftliche Anfragen gestellt, von denen drei nicht 
Angelegenheiten des Landkreises betrafen. Für das Jahr 2009 liegen bisher 
sechs schriftliche Anfragen vor, die sich mit Themen wie: Anwendung des 
Smiley-Projektes des Bezirksamtes Pankow (Lebensmittelhygiene in Gast-
stätten), Durchführung einer Verbraucherschutzkonferenz, Vergabe von Sti-
pendien und anderem sowie mit einer möglichen Einflugschneise des Aste-
roiden Apophis beschäftigten. Alle Anfragen sind durch die Kreisverwaltung 
schriftlich beantwortet worden. Auf der Internetseite des DVU-Kreisverban-
des Teltow-Fläming berichtete Frau Redlhammer-Raback über ihre Aktivi-
täten im Kreistag. Sie taucht bei Kundgebungen der DVU auf und versucht 
dort, vor allem junge Leute anzusprechen. Auch bei anderen Veranstaltun-
gen im Landkreis ist sie vor Ort und beteiligt sich an den Gesprächen, um 
dabei ihre politische Haltung als DVU-Mitglied deutlich zu machen.

18 Quelle: Büro Kreistag Barnim.
19 http://www.dvu-teltow-flaeming.de/kreistag.html [nicht mehr verfügbar].

 des Kreistages am 28.9.2008. In: Amtsblatt für den Landkreis Oberspreewald-Lausitz, Jg. 
15, H. 8, 29.8.2008, S. 2-18. 

12 Endgültige Ergebnisse zur Wahl der Stadtverordnetenversammlung und zu den Orts-
beiräten der Landeshauptstadt Potsdam am 28.9.2008. In: Amtsblatt für die Landes-
hauptstadt Potsdam, Jg. 19, H. 18, 21.10.2008, S. 7-14; Wahlvorschläge. In: Amtsblatt 
für die Landeshauptstadt Potsdam, Jg. 19, H. 15, 4.9.2008, S. 5-21.

13 Öffentliche Bekanntmachung anlässlich der Wahl des Kreistages am 28.9.2008. In: 
Amtsblatt für den Landkreis Barnim, Jg. 10, H. 9, 8.10.2008, S. 5-28.

14 http://www.landkreis-prignitz.de/wahlen/kommunalwahl_2008/_kommunalwahl_2008.
htm [zuletzt aufgerufen am 1.12.2009]; http://www.landkreis-prignitz.de/wahlen/kom-
munalwahl_2008/bek1wvs.pdf [zuletzt aufgerufen am 1.12.2009].

15 http://www.maerkisch-oderland.de/cms/front_content.php?idart=950 [zuletzt aufgerufen 
am 1.12.2009].

16 Öffentliche Bekanntmachung des endgültigen Wahlergebnisses zur Wahl des Kreista-
ges Potsdam-Mittelmark am 28.September 2008. In: Amtsblatt für den Landkreis Pots-
dam-Mittelmark, Jg. 15, H. 11, 8.10.2008, S. 1-6; Bekanntmachung über die zugelas-
senen Wahlvorschläge für die Wahl zum Kreistag Potsdam-Mittelmark am 28.9.2008. 
In: Amtsblatt für den Landkreis Potsdam-Mittelmark, Jg. 15, H. 9, 5.9.2008, S. 1-11.

17 Wahl des Kreistages des Landkreises Teltow-Fläming am 28. September 2008. In: Amts-
blatt für den Landkreis Teltow-Fläming, Jg. 16, H. 36, 8.10.2008, S. 2-27; Wahl des 
Kreistages des Landkreises Teltow-Fläming am 28. September 2008. Bekanntmachung 
vom 28. August 2008. In: Amtsblatt für den Landkreis Teltow-Fläming, Jg. 16, H. 29, 
28.8.2009, S. 5-25.
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Potsdam
Etwas näher möchten wir uns mit dem DVU-Vertreter in der Stadtverord-
netenversammlung der kreisfreien Stadt Potsdam und mit zweien der drei 
Abgeordneten des Kreistages Elbe-Elster beschäftigen und uns anschauen, 
welche Themen in diesen beiden Gremien durch DVU-Vertreter angespro-
chen wurden.

In der Stadtverordnetenversammlung von Potsdam saß bis zu seinem Tod 
durch einen Verkehrsunfall im Mai 2009 der im Jahr 1962 in Bayern gebo-
rene Günther Schwemmer. Er war bereits 2003 in die Stadtverordnetenver-
sammlung gewählt worden. Ihm wurde bei der Kommunalwahl 2008 noch 
einmal von einigen Bürgern das Vertrauen geschenkt. Schon in seiner Partei-
biographie zeigt sich die Nähe zwischen NPD und DVU in Brandenburg.

Im Jahr 2003 war er auf der Liste der DVU angetreten. Im Jahr 2006 trat er 
zusätzlich fernab der Öffentlichkeit wieder in die NPD ein, deren Mitglied 
er nach eigenen Angaben schon einmal mit 18 Jahren geworden war.20 Von 
diesem Zeitpunkt an verfügte er über eine Doppelmitgliedschaft. Die DVU 
und auch die NPD schließen das nicht aus. Der Diplom-Kaufmann verdiente 
sein Geld hauptsächlich als Unternehmensberater, war bis 2004 Pressespre-
cher der DVU-Landtagsfraktion in Brandenburg21 und deren Parlamentari-
scher Berater22 sowie Pressesprecher der Kontinent–Europa-Stiftung23 – kurz 
gesagt – er war jemand, der zumindest in der DVU im Land Brandenburg 
eine Stimme hatte.

Auf der Internet-Seite der DVU Potsdam waren für September 2008 fünf 
mündliche Anfragen und eine schriftliche dokumentiert. Es ging hauptsäch-
lich um Nachfragen zu kommunalen Entscheidungen und zweimal um die 
Behinderung des Wahlkampfes der DVU.

Sein revisionistisches Denken verdeutlichte Günther Schwemmer – für 
die WählerInnen weniger sichtbar – in Artikeln in der NPD-Parteizeitung 
„Deutsche Stimme“, für die er mehrere Artikel verfasst hat. So schrieb er im 
Jahr 2006 zum Kampf der Rechtsextremen um ein nationales Gedenken in 
Halbe:

20 Georg-Stefan Russew: NPD über die Hintertür im Stadtparlament. In: Berliner Morgen-
post, 8.8.2008, http://www.morgenpost.de/printarchiv/brandenburg/article825017/NPD_
ueber_die_Hintertuer_im_Stadtparlament.html [zuletzt aufgerufen am 10.10.2009].

21 http://www.dvu-fraktion-brandenburg.de/2004/03/01/neuer-pressesprecher/ [zuletzt auf-
gerufen am 10.10.2009].

22 http://www.dvu-frankfurt.de/2009/05/25/gunther-schwemmer-bei-autounfall-ums-le-
ben-gekommen/ [zuletzt aufgerufen am 10.10.2009].

23 Ebd.
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„ …daß sich zum diesjährigen Volkstrauertag 2006 noch mehr aufrechte deutsche 
Nationalisten zum Heldengedenken für unsere Tapfersten der Tapferen – unsere 
Helden der deutschen Wehrmacht und Waffen-SS – in Halbe einfinden.“24

Im Kommunalwahlkampf 2008 machte er seine Nähe zur NPD deutlich und 
ging auf Stimmenfang mit dem Schüren von Angst vor Überfremdung und vor 
linken Jugendlichen. Das las sich dann auf der Potsdamer DVU-Seite unter 
anderem so:

„Für rot-rote Klientelpolitik, also beispielsweise für Asylheischende oder die 
Potsdamer Antifa, ist natürlich Geld da. So, liebe Potsdamerinnen und Potsda-
mer, kann es nicht weitergehen.“25

In der Wahlperiode ab September 2008 wurde Günther Schwemmer dann 
deutlicher. Er beklagte in einer Kleinen Anfrage, dass es keine Jugendtreff-
punkte für Potsdamer Jugendliche gäbe. Bei den bestehenden wurde unter-
stellt, dass sie fast ausschließlich von linksextremen Jugendlichen besucht 
worden seien, um dann eine schriftliche Anfrage nachzuschieben, in welcher 
von der Stadtverwaltung Treffpunkte für sogenannte nationale Jugendliche 
gefordert werden. Sein Ziel war es also nicht, alle Jugendlichen gleicherma-
ßen zu fördern, wie es das Kinder- und Jugendhilfegesetz vorsieht, sondern 
„nationalen Jugendlichen“ besondere Räume zu geben.

Der Oberbürgermeister antwortete mit einem ebenso klaren wie kurzen:

„Die Landeshauptstadt Potsdam wird keine Maßnahmen ergreifen, damit in 
Zukunft auch für nationale Jugendliche Jugendklubs zur Verfügung gestellt 
werden.“26

Außerdem hat die DVU im Frühjahr 2009 viel Kraft darauf verwendet, massiv 
Stimmung gegen den Umzug des Asylbewerberheimes in das Wohngebiet 
„Am Schlaatz“ zu machen, um Ängste zu schüren. Es gab mehrere schriftliche 
Anfragen, in denen Bewohnern des Asylbewerberheimes Straftaten unterstellt 
und zudem mögliche Risiken des Umzuges für die Bürgerinnen und Bürger 
diskutiert wurden. Die Anfragen wurden zusätzlich durch eine Unterschrif-

24 Günter Schwemmer: Staatsmacht und Antifa die Stirn bieten. In Halbe muß weiter 
getrauert werden dürfen. In: Deutsche Stimme, 11/2006.

25 http://www.dvu-potsdam.de/stvv.html [zuletzt aufgerufen am 15.10.2009, nicht mehr 
verfügbar].

26 Landeshauptstadt Potsdam, Der Oberbürgermeister: Beantwortung der Anfrage „Kultu-
relle Angebote für nationale Jugendliche in Potsdam“, Ds. 08/SVV/1066, 11.12.2008.
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tensammlung unterstrichen, die dem Oberbürgermeister übergeben wurden. 
All dies wurde ausführlich auf der Internetseite der DVU ausgebreitet. Hier 
ein kurzer Auszug:

„Potsdam darf nicht Kreuzberg werden! Wir wehren uns gegen die Überfrem-
dung unserer Stadtviertel durch Afrikaner, Türken, Araber und sonstige kultur-
fremde Ausländer. Berlin sollte uns Potsdamern ein warnendes Beispiel sein.“27

In einer weiteren Anfrage wurden die Kosten für den Bau einer Synagoge an-
gefragt. Neben diesen Anfragen, in denen das Mandat dazu benutzt wurde, 
um fremdenfeindliche Stimmung zu machen, fallen die wenigen Anfragen, 
die sich um Sachpolitik – wie effektiver Winterdienst, Wartezeiten in Behör-
den, verschmutzte Sitze im Potsdamer ÖPNV und anderes – drehen, nicht 
mehr wirklich ins Gewicht. All diese Anfragen sind von der Stadtverwaltung 
kurz und präzise beantwortet worden. Die aus den Fragestellungen heraus-
lesbaren Verallgemeinerungen („Viele Bürgerinnen und Bürger beklagen 
sich …“) und Unterstellungen sind, ohne näher darauf einzugehen, schon 
allein durch die Darstellung von Fakten zurückgewiesen worden.

Kreistag Elbe-Elster
Auf unsere Nachfrage bei verschiedenen Bürgern aus dem Landkreis Elbe-
Elster, was denn die DVU im Kreistag tut, kam immer wieder die Antwort: 
„Die machen eigentlich nichts!“

Im Kreistag sitzen aber zwei Abgeordnete, die bei dem wenigen Personal, 
das die DVU in Brandenburg zu bieten hat, nicht ganz unbedeutend sein 
dürften: Bernd Jugendheimer, Vorsitzender des DVU-Kreisverbandes Elbe-
Elster und Kandidat auf der Landesliste der DVU zur Landtagswahl 2009 auf 
Platz 13, und Norbert Schulze, inzwischen stellvertretender Landsvorsitzen-
der und Vorsitzender des DVU-Kreisverbandes Oberspreewald-Lausitz, bis 
zur Abwahl im September 2009 Mitglied der DVU-Fraktion im Brandenbur-
gischen Landtag und auf der Landesliste Platz 3.

Da die DVU bei der Kommunalwahl am 27. September 2008 im Landkreis 
Elbe-Elster 5,1% der Stimmen erreicht hatte, konnte sie mit einem weiteren 
Abgeordneten, Michael Witschel, in den Kreistag einziehen.28 Sie ist nun-
mehr sogar mit drei Abgeordneten vertreten.

27 http://www.dvu-potsdam.de/ [zuletzt aufgerufen am 15.10.2009, nicht mehr verfüg-
bar].

28 Amt für Statistik Berlin-Brandenburg: Statistischer Bericht B VII 3 – 4 – 5j/08. Kom-
munalwahlen im Land Brandenburg am 28.9.2008. Potsdam 2008, S. 55, http://www.
statistik-berlin-brandenburg.de/publikationen/Stat_Berichte/2008/SB_B7-3-4_j05-08_
BB.pdf [zuletzt aufgerufen am 1.12.2009].
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Betrachtet man die Anfragen, die Bernd Jugendheimer und Norbert Schulze 
in der Wahlperiode 2003-2008 gestellt haben, so zielten fast alle auf The-
men, die zu dieser Zeit für den Landkreis relativ aktuell waren: Ärztemangel, 
Gesundheitsbericht, Gemeindefinanzierung, Vogelgrippe, Tourismuskon-
zept, Leistungs- und Begabtenklassen, demographischer Wandel, Straßen-
baufragen und anderes. Auch Anfragen zur Zahl der Asylbewerber29 oder 
zum Asylbewerberleistungsgesetz30 wurden ohne erkennbare Demagogie 
vorgetragen.

Anders sah es aus beim Änderungsantrag der DVU-Fraktion in der 10. 
Sitzung des Kreistages am 28. Februar 2005. Ursprünglich hatte die PDS-
Fraktion folgenden Antrag eingebracht:

„Der Kreistag beschließt, seine 11. Sitzung am 18. April 2005 mit einer Fei-
erstunde anlässlich des bevorstehenden 60. Jahrestages der Befreiung zu 
beginnen.“31

Der Änderungsantrag der DVU-Fraktion dagegen lautete:

„Der Kreistag beschließt, seine 11. Sitzung am 18. April 2005 mit einer Fei-
erstunde zum Gedenken an alle Opfer von Krieg und Vertreibung anlässlich 
des bevorstehenden 60. Jahrestages des Endes des Zweiten Weltkrieges zu 
beginnen.“32

In der Formulierung der Begründung wird deutlich, worauf der Schwerpunkt 
des Gedenkens an die Opfer eigentlich gelegt werden sollte. Darin heißt es:

„Am 8. Mai jährt sich zum 60. Mal der Jahrestag der bedingungslosen Kapitu-
lation Hitler-Deutschlands. Dieser Tag war zweifellos für viele Menschen ein 
Tag der Befreiung, insbesondere für ehemalige Häftlinge deutscher Konzentra-
tionslager, alliierter Kriegsgefangener oder auch Zwangsarbeiter aus besetzten 
Ländern. Der 8. Mai 1945 war aber für große Teile des deutschen Volkes auch 
ein Tag des Elends, der Qual und der Trauer. Denn für Millionen von Deutschen, 
welche Opfer der Vertreibung aus den deutschen Ostgebieten, Opfer alliierter 
Lager in Ost- und West wurden oder als Kriegsgefangene oder Verschleppte oft 
jahrelang fern der Heimat als Zwangsarbeiter gequält und vielfach getötet wur-
den, begann eine Zeit der Hölle auf Erden.“

29 Niederschrift der 2. Sitzung des Kreistages Elbe-Elster vom 15.12.2003.
30 Niederschrift der 5. Sitzung des Kreistages Elbe-Elster vom 21.6.2004.
31 Niederschrift der 10. Sitzung des Kreistages Elbe-Elster vom 28.2.2005.
32 Niederschrift der 5. Sitzung des Kreistages Elbe-Elster vom 18.4.2005.
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Im Weiteren sollte auch noch der Opfer der kommunistischen Diktatur in der 
DDR gedacht werden. Mehrere Abgeordnete aus anderen Fraktionen äußer-
ten sich dazu. Hier ein Auszug aus dem Protokoll der Sitzung:

„Herr Kestin33 äußert sich bestürzt, dass den Kreistag Elbe-Elster die Dinge von 
Dresden eingeholt haben. Er lehnt den Antrag der DVU-Fraktion öffentlich 
ab.“34 

Auch der Vorsitzende der PDS-Fraktion, Helmut Andrack, betonte, dass mit 
der Feierstunde der gemeinsame Wille dokumentiert wird, sich rechtem Ge-
dankengut und Tun entgegenzustellen. Der SPD-Abgeordnete Leißner er-
gänzte:

„(…) Denn wir sollten deutlich machen, dass im Elbe-Elster Kreis und in diesem 
Kreistag rechtes Gedankengut keinen Platz hat.“35

Die von der DVU-Fraktion beantragte geheime Abstimmung ergab am Ende 
34 Gegenstimmen und sieben Ja-Stimmen – vier Stimmen mehr, als die DVU-
Fraktion zu bieten hat. Dies hat auch bei anderen Fraktionen für Beunruhi-
gung und Diskussionen gesorgt.36

Ähnlich wie bei den hier zitierten Abgeordneten fällt auch die Bewertung 
der DVU durch den brandenburgischen Verfassungsschutz aus:

„Die Partei vertritt häufig unterschwellig, teilweise aber auch kaum verhohlen, 
ein für Rechtsextremisten typisches Gemisch von Antisemitismus, Fremdenfeind-
lichkeit, und Rassismus. In geschichtsklitternder Weise wird eine Umdeutung der 
deutschen Geschichte versucht, dabei werden die vom nationalsozialistischen 
Deutschland verübten Verbrechen verharmlost oder gar in Frage gestellt.“37

In der Arbeit der DVU-Abgeordneten im Kreistag Elbe-Elster zeigt sich sehr 
deutlich der Spagat, den beide versuchen und der zur Strategie der DVU 
gehört. Auf Landesebene gestalten und vertreten Norbert Schulze und Bernd 
Jugendheimer die rechtsextreme Ideologie der DVU als Partei mit. Vor Ort 

33 Fraktionsvorsitzender der Wählergemeinschaft Landwirtschaft, Umwelt, Natur (WG 
LUN).

34 Niederschrift der 10. Sitzung des Kreistages Elbe-Elster 28.2.2005.
35 Niederschrift der 10. Sitzung des Kreistages Elbe-Elster 28.2.2005.
36 Simone Wendler: Die rechtsextreme DVU und der 8.Mai. In: Lausitzer Rundschau, 

18.4.2005, S. 3.
37 Ministerium des Innern des Landes Brandenburg, a.a.O., S. 40.
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sollen die Leute sie aber nicht mit dieser Ideologie, sondern als Kümmerer 
um die Probleme der Menschen wahrnehmen.

Auch die Nähe zur NPD wird bei einzelnen Aktionen deutlich. Im Novem-
ber 2008 war es für den Abgeordneten Bernd Jugendheimer jedenfalls kein 
Problem, in Gröden (Elbe-Elster) und in Dörfern im angrenzenden Sachsen 
gemeinsam mit führenden NPD-Mitgliedern aus Sachsen und Brandenburg 
zum Volkstrauertag Kränze niederzulegen, jedenfalls wenn man den Veröf-
fentlichungen des NPD Kreisverbandes Meißen glauben darf.

„Fortgesetzt wurde diese fruchtbare Kooperation am zurückliegenden Volks-
trauertrag, als 34 nationalgesinnte Sachsen und Brandenburger gemeinsam der 
Kriegstoten der deutschen Nation gedachten. Prominente Teilnehmer waren 
der DVU-Kreistagsabgeordnete aus dem Elbe-Elster-Kreis, Bernd Jugendheimer, 
der Meißener NPD-Kreistagsabgeordnete Jan Szabo sowie der stellvertretende 
Landesvorsitzende der Jungen Nationaldemokraten Sachsen, Daniel Sommer. 
Gemeinsam legten sie Gedenkkränze in Gröden, Lichtensee, Wülknitz, Gröditz, 
Spansberg und Stolzenhain nieder. NPD-Kreisverband Meißen“38

Wie sich diese „fruchtbare“ Kooperation nach dem Bruch des Deutschland-
paktes durch die NPD vor der Landtagswahl 2009 weiter entwickeln und 
welchen Weg die DVU in Brandenburg einschlagen wird, bleibt abzuwarten. 
Auch wenn viele Anzeichen dafür sprechen, dass die DVU als Partei ihre 
einflussreichsten Tage gesehen haben dürfte, sollte dennoch das Wirken der 
Abgeordneten vor Ort im Auge behalten und die Auseinandersetzung mit der 
durch die DVU vertretenen Ideologie nicht vernachlässigt werden.

Die NPD in Brandenburg

Die NPD wurde 1964 gegründet und hat seitdem viele Höhen und Tiefen 
durchlebt. Seit 1996 wird sie von Udo Voigt geführt. Unter Voigt gelang der 
NPD der Wiederaufstieg.39 Er formte die Partei zu einem deutlich verjüngten 
Apparat um. Momentan zählt die NPD laut Bundesamt für Verfassungsschutz 
bundesweit ca. 7.000 Mitglieder, etwa 500 Mitglieder mehr, als die DVU 
aufweisen kann. Sie sitzt in Sachsen und in Mecklenburg-Vorpommern im 
Landtag, wobei sie in Sachsen bei der Wahl im August 2009 nur sehr knapp 

38 http://www.npd-riesa-grossenhain.de/Seiten/archiv/08/12/6.html [zuletzt aufgerufen 
am 1.12.2009].

39 Toralf Staud: Moderne Nazis. Die neuen Rechten und der Aufstieg der NPD. Köln 2005, 
S. 19ff.
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mit 5,6% den Wiedereinzug in den Landtag schaffte.40 Das Presseorgan der 
NPD ist die „Deutsche Stimme“ mit ihrem Verlag in Riesa.

Die Partei selbst verfügt über mehrere Unterorganisationen. Dies sind die 
Jungen Nationaldemokraten (JN), die Jugendorganisation der NPD, die Kom-
munalpolitische Vereinigung (KPV), der Ring nationaler Frauen (RNF) und 
der Nationaldemokratische Hochschulbund e.V. (NHB). Auch in Branden-
burg sind diese Organisationen mal mehr und mal weniger aktiv. Anfang 
2008 veranstaltete der RNF ein Regionaltreffen in Brandenburg. Vom NHB 
ist in Brandenburg noch nicht wirklich etwas sichtbar geworden.

Auch Bürgerinnen und Bürger Brandenburgs sind in diesen Unterorga-
nisationen tätig. Manuela Kokott, Kreistagsabgeordnete im Landkreis Oder-
Spree, und Stella Hähnel aus der Gemeinde Am Mellensee in Teltow-Flä-
ming engagieren sich im Ring nationaler Frauen.41 Frau Hähnel fungiert als 
stellvertretende Bundesvorsitzende dieses Verbandes „nationaler Frauen“. 
Ein weiteres Vorstandsmitglied ist die gelernte Kinderkrankenschwester 
Antje Kottusch aus Woltersdorf.42

Betrachtet man den Bundesvorstand der NPD, trifft man dort auch auf 
Brandenburger Gesichter. Klaus Beier, der NPD-Landesvorsitzende in Bran-
denburg, ist gleichzeitig Bundesgeschäftsführer und Pressesprecher der Bun-
despartei43 – also ein Mann, der mitmischt in der NPD-Spitze. Jörg Hähnel, 
der Ehemann von Stella Hähnel, übt ebenfalls eine Funktion im Bundes-
vorstand aus. Er ist zuständig für das Amt für Öffentlichkeitsarbeit und ist 
gleichzeitig Landesvorsitzender der Berliner NPD.44 Viele Aktivisten der 
NPD haben mehrere Ämter inne – dies zeigt, über wie wenig qualifiziertes 
Personal die Partei tatsächlich verfügt.

Die KPV ist – laut Eigenbeschreibung – der Zusammenschluss aller kom-
munaler Repräsentanten der Partei und darüberhinaus auch anderer „nati-
onaler Mandatsträger“.45 Es könnte also durchaus sein, dass auch Abgeord-
nete der DVU die Unterstützung der Vereinigung nutzen.

40 http://www.freistaat.sachsen.de/wahlen.htm [zuletzt aufgerufen am 1.12.2009].
41 http://www.ring-nationaler-frauen.de/netzseiten/index.php?option=com_content& 

task=blogsection&id=7&Itemid=74 [zuletzt aufgerufen am 1.12.2009].
42 http://www.bnr.de/content/npd-frauen-mit-neuem-vorstand [zuletzt aufgerufen am 

1.12.2009].
43 http://www.brandenburg-waehlt.de/kandidaten/spitzenkandidat/ [zuletzt aufgerufen 

am 1.12.2009].
44 http://www.npd.de/html/241/personenprofil/detail/63/ [zuletzt aufgerufen am 

1.12.2009].
45 http://www.kpv-npd.de/index.php?option=com_content&view=article&id=1 [zuletzt 

aufgerufen 20.10.2009].
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Die KPV will die Abgeordneten bei der Ausübung ihrer Mandate unterstüt-
zen und Kandidaten auf einen möglichen Antritt bei Wahlen vorbereiten. Sie 
sorgt für einen regelmäßigen Austausch unter den Mandatsträgern, dokumen-
tiert Erfahrungen, die sie im Rahmen ihrer Arbeit gemacht haben, und schult 
die Abgeordneten zu allgemeinen und speziellen Themen der Kommunal-
politik. Außerdem erledigt sie die Zusammenführung und Dokumentation 
bereits erfolgter Aktivitäten von kommunalen Mandatsträgern der NPD zum 
Zweck der arbeitssparenden Übernahme in die eigene Arbeit. Vorsitzender 
der KPV ist Hartmut Krien, seit 2004 Stadtrat in Dresden und Mitarbeiter der 
NPD-Fraktion im sächsischen Landtag.46 Als Beisitzerin wurde unter ande-
rem die Brandenburgerin Lore Lierse gewählt, NPD-Gemeindevertreterin im 
Mühlenbecker Land (Oberhavel). Sie fungierte in der KPV als Organisations-
beauftragte für die Kreistagswahl in Brandenburg.47

Die JN verstehen sich als Jugendorganisation der NPD und fungieren oft 
auch als Bindeglied zu den sogenannten Freien Kräften im Land. Sie sorgt für 
den Nachwuchs der Partei. Bundesvorsitzender der JN ist Michael Schäfer 
aus Sachsen-Anhalt. Es ist davon auszugehen, dass insgesamt ca. 400 Perso-
nen bundesweit Mitglied in dieser Organisation sind.48 Der brandenburgi-
sche Verfassungsschutz geht von einer Mitgliederzahl von etwa 50 Personen 
in Brandenburg aus. Auf den Internetseiten der JN findet man unter anderem 
diese Selbstbeschreibung:

„Die Jungen Nationaldemokraten verstehen sich als eine weltanschaulich-ge-
schlossene Jugendbewegung neuen Typs mit revolutionärer Ausrichtung und 
strenger innerorganisatorischer Disziplin, deren Aktivisten hohe Einsatz- und 
Opferbereitschaft abverlangt wird. Wir begnügen uns nicht mit einem Dasein 
im Schatten unserer Mutterpartei, sondern entwickeln vielmehr als revolutio-
näre Bewegung für junge Nationalisten zwischen 14 und 35 Jahren autonome 
konzeptionelle Vorstellungen. Den Schwerpunkt unseres politischen Kampfes 
sehen wir in der Basisarbeit in den Städten, Landkreisen und Gemeinden. Im 
gemeinschaftlichen Wirken unserer Kameradinnen und Kameraden versuchen 
wir dort, unsere politischen Vorstellungen in weite Kreise der deutschen Jugend 
zu tragen.“49

46 http://www.npd.de/html/581/ [zuletzt aufgerufen am 26.10.2009].
47 http://www.kpv-npd.de/index.php?option=com_content&view=article&id=16 [zuletzt 

aufgerufen 20.10.2009].
48 Bundesministerium des Inneren (Hg.): Verfassungsschutzbericht 2008. Berlin 2009.
49 http://www.jn-buvo.de/index.php?option=com_content&task=view&id=12&Itemid=26 

[zuletzt aufgerufen am 1.12.2009].
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Vor Ort in den Städten und Dörfern verschwimmen oft die Abgrenzungen 
zwischen JN und Freien Kräften. Oft agieren die jungen rechtsextremen Ak-
tivisten auch in zusammenhängenden Gruppen bzw. losen Zusammenhän-
gen gemeinsam. Für durchschnittlich informierte Bürger ist es schwer zu 
erkennen, welchen einzelnen Gruppierungen die rechtsextrem auffallenden 
Jugendlichen an der Ecke oder auf dem Dorfplatz angehören. Beschäftigt 
man sich genauer mit der lokalen oder regionalen rechtsextremen Szene 
und achtet auf ihre Vernetzung, wird oft deutlicher, wo entsprechende Ju-
gendliche einzuordnen sind.

Die Jungen Nationaldemokraten betreiben in Brandenburg insgesamt 
vier sogenannte Stützpunkte: Lausitz, Potsdam, Oranienburg und Oderland. 
Viele der heutigen JN-Mitglieder standen früher bzw. vor ihrer Mitgliedschaft 
den Freien Kräften nahe.

Wenden wir nun wieder den Blick auf die Mutterpartei, die NPD in Bran-
denburg. Die NPD ist seit der Wende in Brandenburg aktiv und gründete 
1991 den Landesverband Berlin-Brandenburg. Aufgrund einer erhöhten Mit-
gliederzahl in Brandenburg wurde 2003 ein eigener Landesverband Bran-
denburg begründet. Er hat seinen Sitz in Birkenwerder. Als Landesvorsitzen-
der fungiert derzeit Klaus Beier. Wie bereits oben erwähnt, ist er gleichzeitig 
Bundesgeschäftsführer und Pressesprecher der NPD. Er ist ebenfalls kommu-
nalpolitisch als Kreistagsabgeordneter im Landkreis Oder-Spree tätig. Sein 
Stellvertreter ist der junge Ronny Zasowk aus Cottbus.

Die NPD zählt derzeit in Brandenburg ca. 300 Mitglieder, wobei die 
Mitgliederzahl seit 2004 steigend ist. Die Mitglieder sind in acht Kreisver-
bänden50 in ganz Brandenburg organisiert. Zusätzlich existieren nach NPD-
eigener Darstellung zwei Stadtverbände, fünf Ortsbereiche und zwei Stütz-
punkte in den Regionen.51 Man muss davon ausgehen, dass die NPD auch 
2009 ihre Strukturen an der Basis weiter ausbauen konnte.

Im Jahr 2009 zeigte die NPD auf ihre Art Selbstbewusstsein und wurde 
vertragsbrüchig; sie kündigte einseitig den mit der DVU geschlossenen 
Deutschlandpakt und trat ebenfalls zur Landtagswahl in Brandenburg an. 
Ob mit oder ohne Deutschlandpakt – die Wähler haben beide rechtsextreme 
Parteien unterhalb der 5-Prozent-Hürde gehalten.

Auf den ersten Blick ist dies eine positive Sache. Betrachtet man sich aber 
genauer, wie die NPD zur Landtagswahl angetreten ist, so zeigt sich: Die 
Partei sollte nicht unterschätzt werden. Innerhalb kürzester Zeit hat die NPD 
Kandidaten für die Landtagswahl aufgestellt und trat in 37 von 44 Wahlkrei-

50 http://brandenburg.npd.de/?page_id=36 [zuletzt aufgerufen am 5.11.2009] und http://
brandenburg.npd.de/?p=165 [zuletzt aufgerufen am 5.11.2009].

51 http://brandenburg.npd.de/?page_id=36 [zuletzt aufgerufen am 5.11.2009].
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sen mit Direktkandidaten an. Ursprünglich hatte sich der Landesvorstand 
zum Ziel gesetzt, wegen der kurzen Vorbereitungsphase nur in 50% der 
Wahlkreise anzutreten. Dieses Ziel wurde weit überboten. Die NPD trat 
letztendlich in 85% der Wahlkreise in Brandenburg an.52 Innerhalb von 30 
Tagen hatte die NPD auch die nötigen Unterstützungsunterschriften zusam-
men.

Für den Wahlkampf zur Landtagswahl hatte die NPD eine zusätzliche 
Internetseite geschaltet. Auf dieser Seite wurden die Kandidaten recht fein 
und bürgerlich dargestellt und auch das Wahlprogramm vermarktet.53 Eine 
Lawine von NPD-Plakaten überflutete das Land. Die Brandenburger NPD 
wurde dabei von anderen NPD-Landesverbänden unterstützt. Das Ergebnis: 
die NPD hatte ein Wahlergebnis von 2,5% bei der Landtagswahl in Bran-
denburg.54

Der innerparteiliche Zusammenhalt in der NPD ist hoch – unabhängig 
davon, ob er auf Überzeugung, auf Druck und Angst oder auf wirkliche Ka-
meradschaft zurückgeht. Man sollte die NPD deshalb nicht unterschätzen. 
Sie wird verstärkt daran arbeiten, ihre Basis weiter auszubauen.

Die NPD lässt sich Zeit. Sie möchte sich eine starke Basis und eine Ver-
ankerung in den Orten schaffen. Diese Arbeit setzt sie weiter fort. Auch die 
Ergebnisse der Kommunalwahlen 2008 sind ein Indiz dafür, dass sie auch in 
Brandenburg nicht ganz erfolglos ist.

Die Menschen vor Ort in den Regionen, in den Städten und Dörfern Bran-
denburgs müssen entscheiden, ob sie mit solch einer Partei leben und arbei-
ten können. Etwas plakativ gesagt, ist es die Entscheidung jedes Einzelnen 
zwischen individueller Freiheit, Toleranz untereinander und Achtung der 
Vielfalt auf der einen oder Einpassung in die Volksgemeinschaft, Angst und 
Gleichschaltung auf der anderen Seite. 555657585960

Die NPD in Kreistagen und Stadtverordnetenversammlungen 
Bei den Kommunalwahlen 2008 konnte die NPD 16 Mandate in sechs Kreis-
tagen und der kreisfreien Stadt Cottbus erringen. Nach der Landtagswahl 
2009 ist ein weiteres Mandat hinzugekommen und eines verloren gegangen. 
Der ehemalige DVU-Abgeordnete Marcel Guse aus der Stadtverordnetenver-
sammlung Potsdam ist nach der Wahlniederlage der DVU zur NPD überge-
treten, da er sich keine Chancen mehr für die DVU ausrechnete. Der NPD-
Abgeordnete im Kreistag Uckermark, Andy Kucharzewsky, ist im November 

52 http://www.npd-hessen.de/index.php/id/1485/ [zuletzt aufgerufen am 1.12.2009]
53 http://www.brandenburg-waehlt.de/ [zuletzt aufgerufen am 1.12.2009].
54 http://www.forschungsgruppewahlen.de/Aktuelles/Wahlanalyse_Brandenburg/ [zuletzt 

aufgerufen am 13.10.2009].
55  
56  
57  
58  
59  
60  
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Landkreise und 
kreisfreie Städte 

Prozent für 
die NPD

Anzahl der 
Mandate

Personen

Cottbus 2,95% 2 Frank Hübner (geb.1966), Bürokaufmann
Ronny Zasowk (geb. 1986), Student55

Spree-Neiße 4,0% 2 Markus Noack (geb.1989), Auszubildender
Karsten Schulz (geb.1981), Maurer56

Oberhavel 4,3% 2 Detlef Appel (geb. 1955), Kaufmann
Axel Dreier (geb. 1963), Polier57

Oder-Spree 4,5% 3 Klaus Beier (geb.1966), NPD-Bundesge-
schäftsführer
Manuela Kokott (geb. 1968), Steuer- 
fachangestellte
Lars Bayer (geb. 1969), Technischer  
Angestellter58

Uckermark 4,0% 2 (aktuell 
nur noch 1)

Irmgard Hack (geb.1936), Kranken- 
schwester/ Gemeindeschwester i.R.
Andy Kucharzewsky (geb.1986), Fachkraft 
für Abfallwirtschaft,59 im November 2009 
aus der NPD ausgetreten, aber weiterhin 
Kreistagsmitglied

Dahme- 
Spreewald

4,6% 3 Frank Knuffke (geb.1966), selbstständiger 
KfZ-Meister
Gerd Müller (geb.1940), Rentner
Sven Gunnar Haverlandt (geb.1979),  
Informatiker

Havelland 4,0% 2 Dieter Brose (geb.1943), Betriebswirt
Maik Schneider (geb.1987), Industrie- 
mechaniker60

Tabelle 2: Kommunalwahl 2008 im Land Brandenburg, Ergebnisse für die NPD. 
Gemäß dem Stand nach der Kommunalwahl ist der Abgeordnete Guse bei der DVU 
(Tabelle 1) aufgeführt.

55 Amtliche Bekanntmachung der endgültigen Wahlergebnisse der Kommunalwahl 2008. 
In: Amtsblatt für die Stadt Cottbus, Jg. 18, H. 11, 11.10.2008, S. 1-4; Wahl der Stadtver-
ordnetenversammlung sowie der Ortsbeiräte in der Stadt Cottbus. In: Amtsblatt für die 
Stadt Cottbus, Jg. 18, H. 10, 20.9.2008, S. 1-2.

56 http://www.lkspn.de/wahlen2008/160765.html [zuletzt aufgerufen am 1.12.2009].
57 http://wahl.oberhavel.de/KT/2008/wahl.html [zuletzt aufgerufen am 1.12.2009].
58 Bekanntmachungen des Kreiswahlleiters zur Kommunalwahl 2008. In: Amtsblatt für 

den Landkreis Oder-Spree, Jg. 15, H.13, 17.10.2008, S. 2-9.
59 Amt für Statistik Berlin-Brandenburg, a.a.O.
60 Öffentliche Bekanntmachung der zugelassenen Wahlvorschläge zur Wahl des Kreista-

ges des Landkreises Havelland am 28.9.2008. In: Amtsblatt des Landkreises Havelland, 
Jg. 15, H. 11, 3.9.2008, S. 186; Öffentliche Bekanntmachung des endgültigen Ergeb-
nisses der Wahl des Kreistages des Landkreises Havelland am 28. September 2008. In: 
Amtsblatt des Landkreises Havelland, Jg. 15, H. 12, 9.10.2008, S. 201-211.



159

2009 aus der NPD ausgetreten.61 Somit verfügt die NPD aktuell über 16 
Mandate in sechs Landkreisen und zwei kreisfreien Städten in Brandenburg. 

Die Arbeit der NPD bezüglich der Kreistage und Stadtverordnetenver-
sammlungen ist anders angelegt als die der DVU. Die NPD versucht gezielt, 
die in Sachsen getestete und einigermaßen erfolgreiche Strategie der kommu-
nalen Verankerung zu verfolgen. Diese soll die NPD über die Kreistage und 
Gemeindevertretungen, über Normalisierung und Gewöhnung hin zu ihrem 
Ziel Landtag und Bundestag führen. Über diese Schiene will die NPD einen 
Umbau der Gesellschaft nach ihren rassistischen und autoritären Vorstellun-
gen erreichen und am Ende die parlamentarische Demokratie abschaffen.

Die KPV der NPD sorgt für eine rege Vernetzung unter den Mandatsträ-
gern. Verfolgt man in den verschiedenen Regionen und Bundesländern die 
Anfrage- und Antragsstellung der NPD in den verschiedenen Parlamenten 
und Vertretungen, so wird ganz schnell deutlich, dass Anträge und Anfragen 
teilweise hin und her geschoben werden. Sie werden mal hier und mal da 
gestellt. Das hat den Vorteil, dass sich Mandatsträger vor Ort nicht immer die 
Mühe machen müssen, eigene Anträge zu entwickeln oder eigene Anfragen 
auszuarbeiten.

Die NPD testet in diesem Zusammenhang auch, wie unterschiedlich 
Verwaltungen und Vertretungen auf ihre Anträge und Anfragen reagieren, 
und kann so einen direkten Vergleich ermöglichen. Die KPV dokumentiert 
die verschiedenen Erfahrungen der NPD-Abgeordneten und sorgt für eine 
Qualifizierung der Mandatsträger. Dies versteht sie unter einer „Zusammen-
führung und Dokumentation bereits erfolgter Aktivitäten von kommunalen 
Mandatsträgern der NPD zum Zweck der arbeitssparenden Übernahme in 
die eigene Arbeit“.62

Anders als bei der DVU wollen wir hier bei der NPD eher beispielhaft das 
Vorgehen der Partei nachvollziehbar machen und einen Überblick verschaf-
fen. Eine Auflistung aller kommunalpolitischen Aktivitäten der NPD-Abge-
ordneten würde den Rahmen dieses Artikels sprengen.

Die „Nachnutzung“ von Anfragen und Anträgen
Schauen wir uns an, wie Anfragen und Anträge in der NPD „nachgenutzt“ 
werden. Da gibt es zum Beispiel eine Anfrage zu den „Kosten für polni-
sche und tschechische Einwanderung“. Die Anfrage umfasst 27 Einzelfragen 
zu Einwanderungsdaten, Abstammungsfragen, Höhe von Sozialleistungen, 

61 http://www.gegenrede.info/news/2009/lesen.php?datei=091214_01 [zuletzt aufgeru-
fen am 15.12.2009].

62 http://www.kpv-npd.de/index.php?option=com_content&view=article&id=1 [zuletzt 
aufgerufen am 20.10.2009].
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Haupt- und Nebenwohnsitzen, Arbeitsvermittlungen und zu vielen anderen 
Daten mehr.

In Brandenburg wurde die Anfrage zuerst am 19. Februar 2009 von dem 
Politikwissenschaftsstudenten und nunmehr stellvertretenden NPD-Landes-
vorsitzenden Ronny Zasowk in der Stadtverordnetenversammlung Cottbus 
gestellt.63 Die Anfrage stammt im Original aus dem Kreistag von Görlitz in 
Sachsen. Dort wurde sie unter der Überschrift „Hartz IV-Einwanderung aus 
Polen“ mit sage und schreibe 106 Einzelfragen am 30. Januar 2009 gestellt.64 
Als nächstes tauchte die Anfrage am 24. Februar 2009 im Kreistag Spree-
Neiße65 auf, ehe sie am 17. April 2009 im Kreistag des Landkreises Dahme-
Spreewald66 nachgenutzt wurde.

Inhaltliche Antworten konnte die NPD auf diese Anfrage nicht wirklich er-
warten. In Cottbus wurde die Anfrage mit Hinweis auf die Kommunalverfas-
sung und die Geschäftsordnung nicht zur Beantwortung zugelassen. Ebenso 
wurde im Kreistag Spree-Neiße mit Hinweis auf die fehlende Zuständigkeit 
des Landkreises die Zulassung zur Beantwortung abgelehnt.

Eifrig im Nachnutzen von Anfragen aus dem Kreistag Görlitz war die NPD 
im Kreistag Dahme-Spreewald auch an anderen Stellen: Am 15. März 2009 
stellte sie eine „Anfrage zur Mittelbrandenburgischen Sparkasse“. Die An-
frage befasste sich damit, für welche Parteien und politischen Vereinigungen 
die Sparkasse Konten führt und wem die Kontoeröffnung verweigert wurde. 
Sie wurde ursprünglich als Anfrage „Kontenführung durch die Sparkasse 
Oberlausitz-Niederschlesien“ am 26. Januar 2009 im Kreistag Görlitz ge-
stellt. Außerdem gab es zwei Anfragen zum Bundesprogramm „Vielfalt tut 
gut“ vom 17. April 2009, die ursprünglich am 19. Februar 2009 im Kreistag 
Görlitz gestellt worden waren.67

Ebenso gut funktionierte die Weitergabe von Anfragen und Anträgen 
zwischen den NPD-Stadtverordneten von Cottbus und den Kollegen in den 
Kreistagen von Spree-Neiße und Dahme-Spreewald bei der „Anfrage zu den 

63 http://www.cottbus.de/opt/senator/abfrage/index.pl?G_CONTEXT=i3ywDC5S8g2leSch
q5tcLQ&G_ID=0:Anfrage:3121 [zuletzt aufgerufen am 1.12.2009].

64 http://web16.server004.boxfix.de/kreistag/seite/datensatz/51.html [zuletzt aufgerufen 
am 1.12.2009].

65 Quelle:Büro des Kreistages Spree-Neiße.
66 http://www.npd-dahmeland.de/runterladen/kreistag/anfragen/2009-04/Anfrage_Kos-

ten_Einwanderung.pdf [zuletzt aufgerufen am 27.9.2009].
67 http://www.npd-dahmeland.de/runterladen/kreistag/anfragen/2009-04/Vielfalt_tut_

Gut_I.pdf; http://www.npd-dahmeland.de/runterladen/kreistag/anfragen/2009-04/Viel-
falt_tut_Gut_II.pdf [zuletzt aufgerufen am 27.9.2009]; http://web16.server004.boxfix.de/
kreistag/seite/datensatz/72.html; http://web16.server004.boxfix.de/kreistag/seite/daten- 
satz/59.html [zuletzt aufgerufen am 27.9.2009].
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Jugendeinrichtungen“68 in Trägerschaft der Kommune bzw. der Landkreise 
und den Bestrebungen der Landkreise, Jugendlichen kulturelle Werte bzw. 
regionale Brauchtümer nahe zu bringen (SVV Cottbus 22. Januar 2009, 
Kreistag Dahme-Spreewald 15. März 2009). Ebenso machte der „Antrag zur 
Verwendung der deutschen Sprache“69 in allen Beschlüssen usw. die Runde 
(SVV Cottbus am 15. April 2009, Kreistag Dahme-Spreewald 29. April 2009, 
Kreistag Spree-Neiße 28. Mai 2009). Wie mechanisch andernorts formulierte 
Anträge übernommen werden zeigt sich daran, dass man in die Stadtverord-
netenversammlung Cottbus einen Antrag mit der fehlerhaften Formulierung 
einbrachte: „Der Kreistag und seine Vertreter haben Vorbildwirkung auf die 
Jugend.“

Die Reihenfolge kann wechseln: Die „Anfrage zu Cross-Boarder-Leasing-
Verträgen“70 wurde zuerst im Kreistag Dahme-Spreewald (22. November 
2008) und dann erst in der SVV von Cottbus (17. März 2009) gestellt.

Gut nachvollziehen kann man die Zusammenarbeit der NPD-Abgeord-
neten – wahrscheinlich über die KPV – auch bei der einzigen im Kreistag 
Spree-Neiße zur Beantwortung zugelassenen Anfrage der NPD zu „Wider-
spruchsverfahren gegen Bescheide über ALG II im Landkreis“71 vom 25. Fe-
bruar 2009. Diese Anfrage hatte der NPD-Landesvorsitzende Klaus Beier als 
Abgeordneter der damaligen NPD-Fraktion im Kreistag Oder-Spree am 10. 
Juni 2008 schon einmal gestellt und auch eine Antwort erhalten.72

Schaut man genau hin, so sieht man, dass allein im Kreistag Dahme-Spree-
wald von den zehn gestellten Anfragen nur ganze vier aus der eigenen Feder 
der NPD-Abgeordneten vor Ort stammen und der einzige gestellte Antrag 
zur Verwendung der deutschen Sprache aus Cottbus kam. Dies muss man 
den vielen vollmundigen Berichten zur Auswertung der Kreistagssitzungen, 
wie sie zum Beispiel auf der Internetseite des NPD-Kreisverbandes Dahme-
land zu finden sind, gegenüberstellen, um ein reales Bild zu behalten.73

Aber selbst der Vorsitzende des NPD-Landesverbandes Klaus Beier nutzt 
gern die Vorarbeit anderer. In der vorhergehenden Wahlperiode stellte er für 
die NPD im Kreistag Oder-Spree am 4. Juni 2008 den Antrag, eine Aktion 

68 http://www.cottbus.de/opt/senator/abfrage/index.pl?G_CONTEXT=i3ywDC5S8g2leSch
q5tcLQ&G_ID=0:Anfrage:3120 [zuletzt aufgerufen am 1.12.2009].

69 http://www.cottbus.de/opt/senator/abfrage/index.pl?G_CONTEXT=4aiJmFa6xT2Mp-
mlauSeQA&G_ID=0:Antrag:2129 [zuletzt aufgerufen am 1.12.2009].

70 http://www.cottbus.de/opt/senator/abfrage/index.pl?G_CONTEXT=i3ywDC5S8g2leSch
q5tcLQ&G_ID=0:Anfrage:3126 [zuletzt aufgerufen am 1.12.2009].

71 Quelle: Kreistagsbüro Spree-Neiße.
72 http://www.npd-oderland.de/html/2008_7.html [zuletzt aufgerufen am 23.9.2009].
73 Zum Beispiel http://www.npd-dahmeland.de/kreistagssitzung-vom-7-10-2009/ [zuletzt 

aufgerufen am 1.12.2009].
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„Roter Stolperstein gegen das Vergessen“74 in der Kreisstadt Beeskow durch-
zuführen. Dieser Antrag war komplett vom Antrag der NPD-Fraktion in der 
Bezirksverordnetenversammlung Lichtenberg in Berlin abgeschrieben wor-
den, der dort von Jörg Hähnel am 24. April 2008 als Drucksache DS/0834/
VI eingebracht worden war. Der Kreistag Oder-Spree lehnte den Antrag ab, 
weil er einen unzulässigen Eingriff in die Hoheitsrechte der Stadt Beeskow 
bedeutet hätte.

Spannend wäre, noch einmal genau zu analysieren, ob manche Anfragen 
eine noch weitere Reise hinter sich haben und wer sie letztendlich wirklich 
geschrieben hat. Aber das würde an dieser Stelle zu weit führen.

Ziele der NPD-Abgeordneten in den Kommunalen Vertretungen
Man würde in der Analyse viel zu kurz greifen, wenn man das Agieren der 
NPD-Abgeordneten nur auf das Nachnutzen von Initiativen reduzieren 
würde. Man muss sich immer wieder klar machen, dass es ganz bestimmte 
Zielrichtungen für Initiativen der NPD in den kommunalen Vertretungen 
gibt. Versucht man, diese verschiedenen Zielrichtungen herauszuarbeiten, 
kristallisieren sich mindestens drei verschiedene Punkte heraus.75

Eine Zielrichtung ist das Verbreiten von Inhalten rechtsextremer Ideologie. 
Rechtsextreme Abgeordnete haben viele Bestandteile des Rechtsextremismus 
verinnerlicht, wie: Befürwortung einer rechts-autoritären Diktatur, Glaube an 
die Überlegenheit der eigenen „Rasse“ und damit einhergehende Angst vor 
deren Untergang oder auch nur Vermischung mit anderen „Rassen“, Aus-
länderfeindlichkeit, Antisemitismus oder Verharmlosung des Nationalso-
zialismus. Wenn man sich die Themen der Anfragen und Anträge genauer 
anschaut, findet sich vieles, was sich auf diese ideologischen Grundlagen 
zurückführen lässt.

Unter das Verbreiten von Inhalten rechtsextremer Ideologie fällt zum Bei-
spiel manches im Handeln der NPD-Abgeordneten im Kreistag Oder-Spree. 
Dort sitzt die NPD schon seit der Wahlperiode 2003-2008. Zuerst waren es 
zwei Abgeordnete, seit der Kommunalwahl 2008 sind es drei Abgeordnete. 
Einer davon ist eben Klaus Beier, der Vorsitzende des NPD-Landesverbandes 
Brandenburg.

In der Zeit von 2003 bis 2008 hatte die NPD Fraktionsstatus und stellte 
schriftlich ca. 16 Anfragen und ca. zehn Anträge, wobei sie in den Jahren 

74 http://www.npd-oderland.de/html/2008_9.html [zuletzt aufgerufen am 23.9.2009].
75 Wir folgen bei unserer Einteilung den Ausführungen von Toralf Staud: Die NPD in den 

Kommunalparlamenten: Was tun? Und wie kann man ihnen begegnen? In: Dietmar 
Molthagen u. a. (Hg.): Gegen Rechtsextremimus. Handeln für Demokratie. Bonn 2008, 
S. 235.
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2004-2006 nur langsam in Fahrt kam. Schaut man sich die Themen der An-
fragen und Anträge näher an, versuchten die NPD-Abgeordneten anfangs 
sehr offensiv, ihre rechtsextreme Ideologie zu vertreten und die Abgeordne-
ten der demokratischen Parteien damit zu provozieren. Dabei drehten sich 
einzelne Anträge immer wieder darum, das Gedenken an die Verfolgten und 
Opfer des Naziregimes zu verhindern oder mit der Vertreibung der Deut-
schen gleichzusetzen.76 Diese Anträge wurden im Kreistag sofort abgelehnt.

Im Jahr 2006 gab es eine besonders perfide Aktion. Die Gleichstellungs-
beauftragte des Landkreises hatte zu einem Wochenende für dunkelhäutige 
Jugendliche mit eingeladen, um diesen Gelegenheit zu geben, sich kennen-
zulernen und sich über spezielle Probleme ihrer Situation auszutauschen. 
Dieses Seminar wurde in einer Anfrage der NPD-Fraktion vom 15. März 
2006 als eine überregionale rassistische und antideutsche Veranstaltung be-
wertet und in zehn Punkten angefragt. Die schriftliche Antwort des Landrates 
fiel kurz und knapp aus.

In diese Kategorie gehört auch der Antrag zur Änderung der Musikschul-
satzung77 vom 27. Juni 2007. Darin wurde beantragt, die Ermäßigung für 
Asylbewerber zu streichen, da diese keine Bürger des Landkreises sind. Au-
ßerdem seien hier die Anfrage vom 20. November 2007 in zehn Punkten 
zu den Asylbewerberheimen des Landkreises78 und eine Anfrage vom 10. 
Juni 2008 zur Unterstützung des Festes der Demokratie durch den Landkreis 
genannt.79

Die Liste der Anfragen zur Verbreitung rechtsextremer Ideologieinhalte 
lässt sich noch weiter fortsetzen, auch in anderen kommunalen Vertre-
tungen gab es Anfragen und Anträge in diese Richtung. Im Kreistag Ha-
velland zum Beispiel stellte der NPD-Abgeordnete Dieter Brose Anfragen 
zur „Rückführung von Asylbewerbern“, zu „Aufwendungen für Asylanten“ 
oder sogar einen „Antrag zur Bestellung eines Rückführungs- statt einer 
Integrationsbeauftragten“.80

76 Antrag der NPD-Fraktion zur Änderung der Tagesordnung vom 27.1.2004, das Geden-
ken an die Verfolgten und Opfer des Naziregimes von der Tagesordnung zu streichen; 
Antrag der NPD-Fraktion vom 26.4.2005 zur Änderung der Tagesordnung, den TOP 
„Vereinbarung über die Zusammenarbeit zwischen dem Landkreis LOS und dem Land-
kreis Slubice“ abzusetzen.

77 http://www.npd-oderland.de/html/2007_7.html [zuletzt aufgerufen am 23.9.2009].
78 http://www.npd-oderland.de/html/2007_12.html [zuletzt aufgerufen am 23.9.2009].
79 http://www.npd-oderland.de/html/2008_8.html [zuletzt aufgerufen am 23.9.2009].
80 Anfragen 02/2008 vom 10.11.2008, Anfrage 04/2008 vom 30.12.2008, Kreistags-

büro Havelland; http://www.npd-havel- nuthe.de/?p=396 [zuletzt aufgerufen am 
1.12.2009].
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Auch die NPD-Abgeordneten in der Stadtverordnetenversammlung Cott-
bus, Frank Hübner und Ronny Zasowk, versuchten sich an der Verbreitung 
ihrer rückwärtsgewandten, ausländerfeindlichen und geschichtsklitternden 
Ideologie: Zusätzlich zu den schon oben beschriebenen nachgenutzten An-
trägen beantragte Frank Hübner am 20. Januar 2009 – in zeitlicher Nähe 
zum Tag des Gedenkens an die Opfer des Nationalsozialismus, dem Tag der 
Befreiung des Konzentrationslagers Auschwitz, – am 15. Februar 2009 eine 
Gedenkveranstaltung zum Jahrestag des „anglo-amerikanischen Bombenter-
rors“ vor 64 Jahren abzuhalten.81 Beide NPD-Abgeordneten blieben bei der 
Gedenkminute der Stadtverordnetenversammlung für die Opfer auf ihren 
Plätzen sitzen und brüskierten damit die anderen Abgeordneten, die Gäste 
und die Öffentlichkeit.

Ronny Zasowk reichte am 17. März 2009 eine Anfrage zu den nicht-
deutschen Studenten in Cottbus ein, deren Aufenthalt nach Abschluss des 
Studiums an der BTU einzudämmen sei82 oder am 19. Juni 2009 eine An-
frage zu den legalen oder illegalen Zuwanderern83 in Cottbus.

In vielen kommunalen Vertretungen, in denen NPD-Abgeordnete sitzen, 
ging es auch immer wieder in Anfragen um die örtlichen Jugendeinrichtun-
gen. Diese Initiativen haben fast immer den Hintergrund, als Partei endlich 
die Möglichkeit zu bekommen, „nationale Jugendzentren“ zu errichten, um 
rechtsextreme Ideologie direkt und offiziell unter die Jugendlichen bringen 
zu können.

Sich die ideologischen Grundlagen dieser Anfragen und Anträge immer 
wieder vor Augen zu führen und sich auch damit offensiv auseinanderzu-
setzen, ist eine Aufgabe, die vor den Abgeordneten der demokratischen Par-
teien über die ganze Wahlperiode hindurch steht.

Eine weitere Zielrichtung der NPD-Abgeordneten ist die bewusste Pro-
vokation der Öffentlichkeit. Meist sind schon die Anfragen, in denen rechts-
extreme Ideologie verbreitet werden soll, Provokation für demokratische 
Abgeordnete. Sprache, Gestus beim Vortragen und Tenor der Initiativen las-
sen manchen sprachlos werden oder treiben anderen die Zornesröte auf die 
Wangen. Das wird bewusst betrieben. Ein Teil dieser Provokation richtet sich 
an die Öffentlichkeit.

Wesentlicher ist aber, dass rechtsextreme Abgeordnete auch ihrer eigenen 
Klientel zeigen müssen, wie sie die Ideologie vertreten. Oft sitzen die NPD-

81 http://www.cottbus.de/opt/senator/abfrage/index.pl?G_CONTEXT=4aiJmFa6xT2Mp-
mlauSeQA&G_ID=0:Antrag:2122 [zuletzt aufgerufen am 1.12.2009].

82 http://www.cottbus.de/opt/senator/abfrage/index.pl?G_CONTEXT=i3ywDC5S8g2leSc
hq5tcLQ&G_ID=0:Anfrage:3125 [zuletzt aufgerufen am 1.12.2009].

83 http://www.cottbus.de/opt/senator/abfrage/index.pl?G_CONTEXT=i3ywDC5S8g2leSc
hq5tcLQ&G_ID=0:Anfrage:3135 [zuletzt aufgerufen am 1.12.2009].
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Anhänger bei den Gästen und bilden das eigentliche Publikum für die Auf-
tritte rechtsextremer Abgeordneter. Diesen Anhängern müssen sie praktisch 
beweisen, wie sehr sie die „Systempolitiker“ – wie alle anderen, demokra-
tisch gewählten Abgeordneten von NPD-Vertretern gern und häufig betitelt 
werden – bekämpfen und bloßstellen.

Daneben gibt es aber auch die kalkulierte, bewusste Provokation der 
kommunalen Gremien, ihrer Abgeordneten und der Öffentlichkeit. Darun-
ter fällt zum Beispiel das Auftreten der NPD-Abgeordneten Irmgard Hack 
bei der konstituierenden Sitzung des Kreistages Uckermark. In der ersten 
Sitzung fiel der 72-jährigen NPD-Abgeordneten das Amt der Ältesten zu und 
damit die Aufgabe, den Kreistag zu eröffnen. Dagegen gab es vor und in der 
Kreistagssitzung unter anderem vom Bürgerbündnis „Tolerante Uckermark“ 
erhebliche Proteste.84 Die Vorschriften der Geschäftsordnung mussten je-
doch eingehalten werden.

Bei der Erstellung des Textes für die Eröffnungsrede hatte Frau Hack of-
fenbar Unterstützung von der Kommunalpolitischen Vereinigung der NPD, 
und auch Kameraden des NPD-Kreisverbandes Niederschlesien-Oberlausitz 
waren zur Unterstützung extra bis in die Uckermark gereist.85 Ihr Versuch, 
die Eröffnungsrede propagandistisch auszunutzen, schlug jedoch dank der 
guten Vorbereitung durch den bisherigen Kreistagsvorsitzenden fehl.

Auch bei anderen konstituierenden oder normalen Sitzungen hat es ähn-
liche Provokationen gegeben. Manchmal waren diese bewusst propagan-
distisch, manchmal bestanden sie eben „nur“ in der Verletzung anerkannter 
Höflichkeitsregeln, wie dem Aufstehen bei Gedenkminuten. Diese Provoka-
tionen sollten von demokratischen Abgeordneten oder den Vorsitzenden der 
kommunalen Vertretungen immer und klar zurückgewiesen werden.

Das letzte Ziel rechtsextremer Vertreter ist der Versuch von Sachpolitik. 
Um eine kommunale Verankerung voranzutreiben und nach dem Vorbild 
der NPD in Sachsen erst auf kommunaler, dann auch auf Landesebene wähl-
bar zu werden, muss sich die NPD mit Sachpolitik beschäftigen. Dies ver-
suchen auch rechtsextreme Abgeordnete in den kommunalen Vertretungen 
in Brandenburg.

Im Kreistag Havelland betreibt das der NPD-Abgeordnete Dieter Brose 
mit Anfragen zu ganz unterschiedlichen Themen. Sie reichen von der Lage 
des Kulturzentrums, über die Wirtschaftsentwicklung des Landkreises bis zur 
regionalen Armut und anderen Problemen.

84 http://www.endstation-rechts.de/index.php?option=com_content&view=article&id= 
2264 [zuletzt aufgerufen am 29.9.2009].

85 http://www.npd-loebau-zittau.de/?p=1516 [zuletzt aufgerufen am 29.9.2009].
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Auch Klaus Beier hat das in der vergangenen Wahlperiode im Kreistag 
Oder-Spree mit vielen Anfragen und Anträgen versucht. Die drei NPD-Ab-
geordneten im Kreistag Dahme-Spreewald versuchen, sich zumindest den 
Anschein zu geben, konkrete Sachanfragen zu stellen, auch wenn sie mehr 
Anfragen von anderen nachnutzen, als selbst etwas zu den tatsächlichen 
Gegebenheiten und Problemen im Landkreis zu entwickeln und zu formu-
lieren.

Bis zum Juni 2009 hat auch der Vorsitzende des NPD-Kreisverbandes Lau-
sitz, Ronny Zasowk, in der Stadtverordnetenversammlung von Cottbus An-
fragen zu den unterschiedlichsten Themen gestellt. Da ging es zum Beispiel 
um die Zahl der Suizidfälle in Cottbus, die 1-Euro-Jobber-Beschäftigung (so 
die Formulierung in der Anfrage), die Bewirtschaftungskosten der Dienstwa-
gen oder die Inanspruchnahme von Mitteln aus dem Konjunkturpaket II.

Zum Teil fällt es beim Lesen und Beurteilen der Anfragen schwer, einen 
tatsächlich Bezug zu einem konkreten Anlass vor Ort herzustellen. Bei man-
chen Anfragen hat man auch den Eindruck, da werden „erstmal so“ Fragen 
gestellt.

Abgesehen davon sollte man sich vor Ort die Anfragen der NPD, die kon-
krete Bezüge zu örtlichen Problemlagen aufweisen, sehr genau anschauen. 
Die beste Art und Weise zu verhindern, dass sich Bürgerinnen und Bürger 
mit ihren Anliegen nur bei der NPD wiederfinden, ist, sich als Abgeordnete 
demokratischer Parteien um deren Belange zu kümmern und sehr nah bei 
den Menschen und ihren Problemen vor Ort zu sein.

Veränderungen in den Kreistagen und Stadtverordnetenversammlungen 
der kreisfreien Städte

Bei unseren Veranstaltungen und Fortbildungen sind immer wieder Teilneh-
merInnen erschrocken, dass nach der Kommunalwahl 2008 in 13 von 14 
Landkreisen in Brandenburg rechtsextreme Abgeordnete in den Kreistagen 
sitzen und dazu in mancher Stadtverordnetenversammlung oder Gemeinde-
vertretung. Manchmal haben wir das Gefühl, dass diese Tatsache in Branden-
burg noch nicht wirklich im Bewusstsein der Menschen angekommen ist.

Veränderungen des politischen Klimas nach der Kommunalwahl 2008

In Kreistagen und Stadtverordnetenversammlungen, in denen vorher kein 
Vertreter saß, sitzen nun zwei (Barnim: DVU, Uckermark: NPD, Havelland: 
NPD, Spree-Neiße: NPD, Cottbus: NPD) oder sogar drei (Dahme-Spreewald: 
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NPD). Mitunter ist die Zahl der rechtsextremen Abgeordneten gestiegen 
(Märkisch-Oderland: einer auf zwei/ DVU, Oder-Spree: zwei auf drei/ NPD, 
Oberhavel: einer auf zwei/ NPD, Elbe-Elster: zwei auf drei/ DVU). Nur in 
den Landkreisen Potsdam-Mittelmark, Teltow-Fläming und Oberspreewald-
Lausitz sowie in der Stadt Potsdam ist die Zahl gleich geblieben. Im Land-
kreis Prignitz wechselte das Mandat von der NPD zur DVU, in Potsdam 
nunmehr – wie erwähnt – durch Parteiwechsel des Abgeordneten von der 
DVU zur NPD.

Hinter den statistischen Zahlen stehen vor Ort Menschen. Menschen, die 
mehr oder weniger offen rechtsextremes Gedankengut vertreten und die an 
vielen Orten auch in der örtlichen oder brandenburgischen Parteiführung 
beteiligt sind. Viele sind auch bei rechtsextremen Aufzügen, Infoständen 
oder Mahnwachen als Teilnehmer oder Teilnehmerinnen zu finden oder or-
ganisieren diese. Menschen, mit denen mancher Abgeordneter und manche 
Abgeordnete vor Ort – wenn er oder sie es sich aussuchen könnte – keinen 
Raum teilen würde.

Nach der Kommunalwahl bestand nunmehr im Herbst 2008 die Notwen-
digkeit, einen angemessenen Umgang mit der erhöhten Zahl der rechtsex- 
tremen Vertreter und Vertreterinnen zu finden. Wie geht man mit Personen in 
einer kommunalen Vertretung um, die sich zum Teil deren Abschaffung auf 
die Fahnen geschrieben haben oder die von der bestehenden Demokratie 
nichts halten, ja sie sogar, sobald sie den Sitzungssaal verlassen haben, aktiv 
mündlich oder schriftlich bekämpfen?

Die Schwierigkeiten fingen schon mit der Frage der Sitzordnung an. Wo 
werden rechtsextreme Abgeordnete platziert? Hinter oder neben welcher 
Fraktion oder Abgeordnetengruppe sollen sie sitzen? Wie schränkt man die 
Kontaktmöglichkeit zu eventuellen Anhängern unter den Zuschauern und 
zu eventuellen Beratern ein? Viele Vertretungen haben sich – sorgfältig 
durch die Büros der Kreistage und Stadtverordnetenversammlungen und die 
bisherigen Vorsitzenden vorbereitet – sehr darum bemüht, all diese Fragen 
und Sorgen zu berücksichtigen. Da wurden vor der konstituierenden Sitzung 
Stühle hin und her geschoben, die Sitzordnung begutachtet und Absprachen 
getroffen. Und dennoch waren in einigen Vertretungen die Abgeordneten 
unangenehm berührt, als sie real den VertreterInnen der rechtsextremen Par-
teien gegenüber standen oder sie hinter und neben sich sitzen hatten. Auch 
dann musste der gefühlte nötige Abstand in einigen Vertretungen noch ein-
mal korrigiert werden.

Mancherorts war es nicht möglich, ein gemeinsames Foto des neuen 
Kreistages oder der Stadtverordnetenversammlung zu machen, weil Abge-
ordnete demokratischer Parteien nicht auf ein Foto mit den VertreterInnen 
von DVU oder NPD wollten.
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Einige Abgeordnete haben uns auch erzählt, welche menschliche Verunsi-
cherung das Da-sein rechtsextremer Abgeordneter im Sitzungssaal hervorge-
rufen hat, besonders wenn diese als führende Köpfe oder langjährige Neo-
nazis bekannt sind.

Hatte man vorher alle Abgeordneten per Handschlag begrüßt, egal wel-
cher Fraktion sie angehörten, und ein Schwätzchen gemacht, waren manche 
sich plötzlich unsicher. Gebe ich rechtsextremen Abgeordneten als Menschen 
die Hand, ohne Berücksichtigung ihrer politischen Ausrichtung? Oder ist es 
menschlich legitim, ihnen eine Begrüßung zu verweigern, weil ich mit ihrer 
politischen Haltung anderen Menschen, zum Beispiel Fremden, gegenüber 
nichts zu tun haben möchte und dies die politische Auseinandersetzung, die 
in kommunalen Gremien ausgetragen werden muss, überschreitet?

Die Schwierigkeiten, auf die Fragen zum Umgang für jeden einzelnen Ab-
geordneten und jede Vertretung eine angemessene Antwort zu finden, sind 
zum Teil von außen belächelt worden. Dabei ist es zutiefst menschlich, dass 
man durch Menschen mit demokratiefeindlichen Auffassungen verunsichert 
ist und erst im Laufe der Zeit eine Antwort oder Haltung findet.

Was kann man tun?

Zunächst einmal sollte außerhalb der kommunalen Vertretungen diesen 
Fragen und Verunsicherungen Verständnis entgegengebracht werden. Zum 
Zweiten müssen diese Fragen innerhalb der Vertretungen beachtet und be-
sprochen werden. Und drittens müssen sie mit den gefundenen Antworten 
sorgfältig und angemessen in die Öffentlichkeit vermittelt werden.

In den kommunalen Vertretungen, in denen diese Fragen offen frakti-
onsübergreifend oder wenigstens fraktionsintern besprochen worden sind, 
haben Fraktionen und einzelne Abgeordnete die nötige Handlungssicherheit 
bekommen.

Wo dies bisher nicht geschehen ist, ist es sinnvoll, diese Verständigung 
auch jetzt noch zu beginnen und regelmäßig zu wiederholen. Dies anzure-
gen, wäre eine Aufgabe der Vorsitzenden der kommunalen Vertretungen und 
der Fraktionen.

Für alle ist es hilfreich, sich ab und zu in den Fraktionen neben der in-
haltlich anspruchsvollen Arbeit Zeit zu nehmen, die Fragen des menschli-
chen Umgangs intern in Ruhe zu besprechen, die bisherigen Erfahrungen zu 
reflektieren und eventuell Korrekturen vorzunehmen. Dabei ist es wichtig, 
die unterschiedlichen menschlichen Grenzen zu akzeptieren. Manche/r hat 
mehr, mache/r weniger Schwierigkeiten. Wichtig ist es dennoch, sich auszu-
tauschen und eine einheitliche Linie zu verabreden.
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Bei aller menschlicher Gewöhnung, die der Umgang mit rechtsextremen 
Abgeordneten mit sich bringt, sollte man immer wieder die Sinne schärfen 
und beobachten, welche Ideologie diese Abgeordnete außerhalb des Sit-
zungssaales verbal und aktiv betreiben, um in der Haltung klar zu bleiben 
und auch ein klares Bild nach außen zu bieten. Arbeit und Umgang in den 
kommunalen Vertretungen finden vor den Augen der Öffentlichkeit statt.

Geschäftsordnungen
Den wichtigsten Handlungsrahmen zur Arbeit in den kommunalen Vertretun-
gen bildet neben der Kommunalverfassung die jeweilige Geschäftsordnung.

Mit der Änderung der Kommunalverfassung 2008 ist die Mindestzahl zur 
Bildung einer Fraktion mit allen daran hängenden Rechten verändert worden. 
Fast alle Kreistage haben daher in ihren Geschäftsordnungen die Mindest-
zahl zur Bildung einer Fraktion auf vier erhöht. Die Ausnahme bilden die 
Kreistage von Potsdam-Mittelmark und Teltow-Fläming. In keiner Vertretung 
haben die rechtsextremen Abgeordneten nach den Wahlergebnissen allein 
die Möglichkeit, eine Fraktion zu bilden. Sie müssten sich daher mit anderen 
Abgeordneten zusammenschließen, was bisher in keinem Kreistag und kei-
ner Stadtverordnetenversammlung geschehen ist. Am Fraktionsstatus hängen 
unter anderem sowohl die Mitgliedschaft in den Ausschüssen als auch die 
Möglichkeit der Entsendung berufener Bürger. Zudem haben fraktionslose 
Abgeordnete auch kein Rederecht in den Ausschüssen. Die Einhaltung die-
ser Rederechtbeschränkung tatsächlich auch zu beachten, ist Aufgabe eines/r 
jeden Ausschussvorsitzenden. Die Niederschriften der Ausschüsse sollten 
jedoch allen Abgeordneten zur Verfügung stehen, egal, ob automatisch zu-
gesandt oder auf Anfrage. Denn zu wissen, was mit welchen Ergebnissen in 
den Ausschüssen verhandelt worden ist, ist eine wesentliche Grundlage zur 
Vorbereitung von Sitzungen der kommunalen Vertretungen. Diese Möglich-
keit darf fraktionslosen Abgeordneten unabhängig von der Parteizugehörig-
keit nicht genommen werden.

Mit allen Regelungen in der brandenburgischen Kommunalverfassung 
sowie in den Geschäftsordnungen der kommunalen Vertretungen, die die 
Rechte und Arbeitsmöglichkeiten für fraktionslose Abgeordnete einschrän-
ken, sollte aber sehr bedacht umgegangen werden.

Der Wunsch, die Einflussmöglichkeiten rechtsextremer Abgeordneter zu 
beschränken oder sich als kommunale Vertretung nicht von Rechtextremen 
auf der Nase herumtanzen zu lassen, ist sehr verständlich und auch wichtig. 
Allerdings ist es auch ein Zeichen der Stärke unserer Demokratie, dass wir 
die demokratischen Regeln einhalten und die Rechte der Minderheiten in 
kommunalen Vertretungen achten und schützen. Dies gilt für fraktionslose 
rechtsextreme und fraktionslose demokratische Abgeordnete.
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Eine weitere wichtige Regel in unserer Demokratie ist, dass das Geschehen 
in den Kreistagen und Stadtverordnetenversammlungen für die Wählerinnen 
und Wähler nachvollziehbar ist und damit auch einer öffentlichen Kontrolle 
unterliegt. Was in den Sitzungen passiert, auch wenn WählerInnen nicht di-
rekt als Gäste teilnehmen, muss leicht einsehbar sein. Deshalb erachten wir 
es als sinnvoll und notwendig, Niederschriften ins Internet zu stellen und so 
für Interessierte abrufbar zu machen.

Tagesordnung
Sehr sorgfältig sollte unseres Erachtens auch mit den Versuchen rechtsextre-
mer Abgeordneter umgegangen werden, ohne Einhaltung der vorgeschrie-
benen Mindestzahl an Unterschriften, Verhandlungsgegenstände auf die 
Tagesordnung setzen zu lassen.

Geschickt versuchen einige rechtsextreme Abgeordnete, bestehende 
Konflikte zwischen demokratischen Parteien oder Fraktionen auszunut-
zen, um ihr Ziel, mit Sachverhalten auf die Tagesordnung zu gelangen, zu 
erreichen. Gelingt es, wird es per Internet oder unter den Anhängern als 
Sieg gefeiert, den demokratischen Kräften eins ausgewischt oder diese zur 
Behandlung von oder sogar zur Zustimmung zu rechtsextremen Vorstößen 
gebracht zu haben.

Dieses Vorgehens rechtsextremer Abgeordneter sollten sich die demokra-
tischen Parteien bewusst sein. Sie haben die Entscheidung in der Hand, ob 
sie in Eigenregie ihre bestehenden Meinungsverschiedenheiten austragen 
oder sich dabei von rechtsextremen Abgeordneten ausnutzen lassen.

Fast alle Kreistage haben für die Aufnahme von Anträgen in die Tages-
ordnung in der Geschäftsordnung eine Mindestzahl von Abgeordneten fest-
gelegt, die diese Anträge mittragen müssen. Diese Regelung gilt auch für 
rechtsextreme Abgeordnete und sollte konsequent angewandt werden.

Anfragen
Anfragen sind eins der wenigen Mittel, die fraktionslosen Abgeordneten zur 
Verfügung stehen, um bei konkreten Fragen Auskunft zu bekommen und 
bestimmte Themen ins Blickfeld zu rücken. Dies ist ein unmittelbares Recht 
zur Ausübung des Mandates.

Anfragen, die sich auf Angelegenheiten des Landkreises oder der kreis-
freien Stadt beziehen, müssen daher unserer Auffassung nach, von jedem 
einzelnen Abgeordneten gestellt werden dürfen. Man kann die Fülle von 
Anfragen, die an manchen Orten vorliegen, schon dadurch begrenzen, dass 
man genau die rechtlichen Rahmenbedingungen für Anfragen einhält oder 
nur eine bestimmte Zahl von Anfragen pro Sitzung zulässt.
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In § 29 der Kommunalverfassung86 ist für die Kontrolle der Verwaltung fest-
gelegt, dass das Verlangen auf Auskunft „unter Darlegung eines konkreten 
Anlasses begründet werden“ soll.

Dies und der Bezug auf „die Verbandskompetenz“ in § 29 BbgKVerf bil-
den die Grundlage dafür, ob alle – wie oben ausgeführt manchmal wahllos 
gestellte – Anfragen auch beantwortet werden oder unter Anwendung der 
rechtlichen Regelungen auch zurückgewiesen werden müssen.

Nach der Sichtung der Anfragen, die in Kreistagen und Stadtverordne-
tenversammlungen in dieser Wahlperiode bisher gestellt worden sind, fehlt 
die Darlegung des konkreten Anlasses oftmals. Daher dürften viele Anfragen 
unter Einhaltung des rechtlichen Rahmens nicht zur Beantwortung zuge-
lassen werden, ohne damit die Ausübung des Mandats für rechtsextreme 
Abgeordnete unrechtmäßig zu beschränken.

Die Arbeit der Büros der Kreistage und 
Stadtverordnetenversammlungen

Eine wichtige Schnittstelle für die Arbeit der Kreistage und Stadtverordne-
tenversammlungen der kreisfreien Städte sind die Büros der kommunalen 
Vertretungen mit ihren vielerorts sehr engagierten Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern.

Sie sorgen dafür, dass nach Absprache und Festlegung der Vorsitzenden 
der Vertretungen alle Sitzungen logistisch gut vorbereitet sind und alle Abge-
ordneten die notwendigen Papiere haben. Auch alle schriftlichen Anfragen 
und Anträge, Bitten und Wünsche der Abgeordneten, notwendige Hilfestel-
lungen, Protokolle und Nachbereitungen aller Sitzungen haben dort ihren 
Platz.

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in diesen Büros sind – wie mit allen 
anderen Abgeordneten – auch direkt mit den rechtsextremen Abgeordneten 
beschäftigt und haben diese genauso korrekt zu behandeln. Manchmal ist es 
für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Büros schwer aushaltbar, dass 
sie mit rechtsextremen Abgeordneten umgehen müssen, zum Beispiel wenn 
diese unverhohlen ihre Gesinnung zum Ausdruck bringen. Im Gegensatz zu 
den Abgeordneten der demokratischen Parteien können diese Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter sich aber nicht politisch mit den rechtsextremen Abge-
ordneten auseinandersetzten, weil sie wie eine Verwaltungseinheit funktio-

86 Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) vom 18. Dezember 2007 
(GVBl. I/07, Nr. 19, S. 286, geändert durch Artikel 15 des Gesetzes vom 23. September 
2008 (GVBl. I/08, Nr. 12, S. 202, 207).
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nieren müssen. Das ist manchmal eine ziemliche Belastung und sollte von 
anderen Abgeordneten auch beachtet und wertgeschätzt werden.

Weiterhin spielt eine Rolle, dass fraktionslose Abgeordnete nicht die Lo-
gistik und Ausstattung einer Fraktion hinter sich haben und daher zum Teil 
versucht sind, die Büros der kommunalen Vertretungen für Geschäftsstel-
lenaufgaben zu nutzen. Natürlich bedeutet es eine Gratwanderung, rechts-
extreme Abgeordnete in gewissem Umfang zu unterstützen, sich aber als 
Büro nicht vereinnahmen zu lassen. Um diese Gratwanderung wird man 
nicht herumkommen. Um dabei das richtige Maß einzuhalten, brauchen 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Büros Gespräche, Hinweise und 
Begleitung.

Fazit

Im Umgang mit Rechtsextremen in Kommunalvertretungen gibt es – wie 
auch sonst in der politischen Praxis – kein Patentrezept und nicht „die eine 
richtige Lösung“. Als DemokratIn sollte man sich der rechtsextremen He-
rausforderung stellen, aber wie das konkret geschehen kann, müssen die 
Akteure jeweils für ihre Stadt und für ihren Landkreis im Einzelnen disku-
tieren.87

Wichtig ist aus unserer Sicht, dass Abgeordnete demokratischer Parteien 
über die politischen Inhalte von NPD und DVU informiert sind und wissen, 
welche Ziele die Parteien verfolgen. Dies ist als Grundlage für eine inhaltli-
che Auseinandersetzung in den kommunalen Vertretungen notwendig. Um 
diese Informationen zu bekommen, können sich die Fraktionen selbst auf 
den Internetseiten der Parteien informieren oder zum Beispiel regelmäßig 
Experten einladen.

Des Weiteren ist es notwendig, im Blick zu behalten, was die rechts-
extremen Parteien im Land Brandenburg, aber auch im Kreisverband vor 
Ort thematisieren. Einige rechtsextreme Abgeordnete schreiben regelmäßig 
Berichte über das Geschehen in den Sitzungen der kommunalen Vertretun-
gen vor Ort. Die Abgeordneten der demokratischen Parteien sollten wissen, 
was dort beschrieben wird und vor allem in welchem – oft abfälligen – Ton 
über die Arbeit der Kommunalvertretung hergezogen wird. Das hilft manch-

87 Siehe dazu auch: Brandenburgisches Institut für Gemeinwesenberatung: Rechtsex- 
treme in Kommunalvertretungen – Was können Demokraten tun? Hinweise des Mo-
bilen Beratungsteams Brandenburg, http://www.gemeinwesenberatung-demos.de/
Materialf%C3%BCrdiePraxis/HandreichungRechtsextremeinParlamenten/tabid/1097/
Default.aspx [zuletzt aufgerufen am 1.12.2009].
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mal, im Alltagsgeschäft der Sitzungen und in dem damit verbundenen Ge-
wöhnungseffekt klar zu sehen, was Rechtsextreme eigentlich von der Arbeit 
kommunaler Vertretungen und ihrer Abgeordneten halten.

Ab und zu sollten sich die Fraktionen und Abgeordneten auch darüber 
informieren, wie einzelne Mandatsträger rechtsextremer Parteien außerhalb 
der Kommunalvertretung auftreten. So ist es möglich, sie menschlich besser 
einordnen zu können. Hin und wieder entdeckt man den einen oder die 
andere bei martialischen NPD-Demonstrationen – oder bei der Betreuung 
einer „Mahnwache“ in der Nachbarstadt.

Aufschlussreich ist der Umgang der NPD mit Politikern anderer Parteien. 
Kurz vor der Bundestagswahl 2009 hatte die NPD „Heimreiseformulare“ an 
Berliner Politiker aus Zuwandererfamilien verschickt. Diese Schreiben wirk-
ten wie amtliche Bescheide und forderten die Bundestagskandidaten mit 
Migrationshintergrund auf, das Land zu verlassen.88 Die NPD war so dreist, 
die Betroffenen gleich über die Einzelheiten ihrer Ausreise zu informieren.

Für die jeweils konkrete Auseinandersetzung und den Umgang mit 
rechtsextremen Mandatsträgern müssen sich die Demokraten klar werden, 
welches Ziel sie haben und welche Strategien und Mittel für die Auseinan-
dersetzung geeignet sind.

Zu den konkreten Handlungszielen können gehören:
- Information und Aufklärung über Ideologie und Strategie der Rechtsextre-

men,
- Reduzierung der rechtsextremen Stimmenzahl bei der nächsten Wahl,
- Behinderung der außerparlamentarischen Arbeit der Rechtsextremen,
- Skandalisierung der Arbeit von Rechtsextremen in kommunalen Vertre-

tungen,
- Überzeugung und Abwerbung der rechtsextremen Mandatsträger und an-

deres mehr.
Dabei müssen sich auch demokratische Abgeordnete und Fraktionen über 
die unterschiedlichen Adressaten ihrer Aktivitäten im Klaren sein. Richtet 
sich eine Aktivität direkt gegen die rechtsextremen Abgeordneten? Soll es 
eine Botschaft an die rechtsextremen Gäste unter den Zuschauern oder po-
tenzielle WählerInnen sein? Oder soll die Öffentlichkeit allgemein ange-
sprochen werden?

Um letztlich Klarheit und Handlungssicherheit im Umgang mit rechtsex- 
tremen Angeordneten und den dahinter stehenden Parteien zu gewinnen, ist 
und bleibt es wichtig, sich für Information, Austausch und Entwicklung von 
Strategien in den einzelnen Fraktionen und fraktionsübergreifend Zeit zu 

88 http://www.infranken.de/nc/nachrichten/lokales/artikelansicht/article/npd-verschickt-
heimreiseformulare-34404.html [zuletzt aufgerufen am 1.12.2009].
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nehmen. Mit einer klaren inneren Haltung lassen sich viele schwierige Situ-
ationen meistern, die in der Arbeit kommunaler Vertretungen entstehen, in 
denen rechtsextreme Abgeordnete vorhanden sind. Je besser die Öffentlich-
keit die strategische Auseinandersetzung mit rechtsextremen Inhalten nach-
vollziehen kann und je näher demokratische Abgeordnete an den tatsäch-
lichen Problemen der Menschen vor Ort arbeiten, desto weniger werden 
rechtsextreme Abgeordnete ihren Einfluss ausbauen können. Die sorgfältige 
Auseinandersetzung aller an der Arbeit der kommunalen Vertretungen Betei-
ligten ist dafür ein wichtiger Baustein.
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Katrin Pecker

Wo wird rechtsextrem gewählt? 
Ein Kurzbericht zu den Landtagswahlergebnissen 
rechtsextremer Parteien in Brandenburg

Es gibt eine ganze Fülle von Untersuchungen zu der Frage, unter welchen 
Bedingungen rechtsextreme Parteien bei Wahlen Erfolge erzielen. In eini-
gen Aufsätzen wird der Zusammenhang zwischen der Zufriedenheit mit 
den demokratischen Parteien und dem Wahlerfolg rechtsextremer Parteien 
analysiert. So werden etwa die dominanten Themen der Wahlkämpfe in 
Beziehung zu den Erfolgen rechtsextremer Parteien gesetzt.1 Andere kon-
zentrieren sich auf die Untersuchung von Werteeinstellungen in Milieus 
und Wählergruppen, die auf rechtsextreme Weltbilder der Befragten schlie-
ßen lassen, um daraus Rückschlüsse auf das Wahlverhalten zu ziehen.2 Die 
Mehrheit der Aufsätze und Studien betrachtet – je nach der jeweils gewähl-
ten Fragestellung oder Methode – oft nur einige ausgewählte Aspekte und 
ihren Zusammenhang mit dem Wahlerfolg von rechtsextremen Parteien. 
Wahlökologische Studien, die die verschiedenen Faktoren für einzelne Re-
gionen zusammenführen, gibt es bislang weitaus weniger.

In diesem Beitrag sollen kurz die wichtigsten Indikatoren und Einflüsse 
skizziert werden. Dabei stehen die soziokulturellen und sozioökonomi-
schen sowie die strukturellen Bedingungen im Vordergrund. Basierend auf 
den gesammelten Erfahrungen der Autorin im Rahmen von Projektarbeit 
zum regionalen Rechtsextremismus im südlichen Brandenburg, werden die 
wesentlichen Faktoren gesammelt und ihr Bezug zu den Wahlergebnissen 
der DVU und der NPD dargestellt. Dafür werden die Kommunalwahlen 
2008 und die Landtagswahl 2009 in Brandenburg exemplarisch herange-
zogen.

1 Vgl. u. a. Henrik Steglich: Erfolgsbedingungen der extremen Rechten in Deutschland 
– Die Bedeutung von Wahlkampfthemen. In: Uwe Backes/ Henrik Steglich (Hg.): Die 
NPD. Erfolgsbedingungen einer rechtsextremen Partei. Baden-Baden 2007, S. 55-74.

2 Vgl. Kai Arzheimer/ Tatjana Rudi: Wertorientierungen und ideologische Einstellun-
gen. In: Hans Rattinger/ Oscar W. Gabriel/ Jürgen W. Falter (Hg.): Der gesamtdeutsche 
Wähler. Stabilität und Wandel des Wahlverhaltens im wiedervereinigten Deutschland. 
Baden-Baden 2007, S. 167-187.
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Landtagswahl 2009 in Brandenburg – eine demokratische 
Erfolgsgeschichte

Die Ergebnisse der Landtagswahl vom 27. September 2009 können die de-
mokratischen Parteien in Brandenburg zuversichtlich stimmen, denn es gibt – 
gemessen an der vorangegangenen Landtagswahl 2004 – keine Verlierer, 
sondern nur Gewinner. Die drei großen Parteien können zwar keine gra-
vierenden Stimmengewinne verbuchen, aber weder SPD, CDU noch Die 
Linke haben deutliche Stimmenverluste zu verzeichnen. Selbst die kleine-
ren Parteien FDP und Grüne haben nach 15 Jahren wieder den Einzug in 
das brandenburgische Landesparlament geschafft. Zudem lag die Wahlbe-
teiligung durchschnittlich 8 Prozentpunkte über der im Jahr 2004. Umfra-
gen von Infratest dimap im Zuge der Wahl zeigten eine überdurchschnitt-
lich hohe Zufriedenheit von 59% mit der Landesregierung. Der amtierende 
Ministerpräsident Platzeck konnte sogar einen Zustimmungswert von 66% 
erreichen. Experten bezeichneten einen solchen Wert als überragend, vor 
allem gemessen an den Zufriedenheitswerten von 2004: Damals erreichte 
der Zustimmungswert für die Landesregierung nur 32%.3

Gekrönt wurde dieser „Tag der Demokraten“ mit der klaren Abwahl der 
DVU. Nach zehn Jahren ist die rechtsextreme Partei nicht mehr im bran-
denburgischen Landtag vertreten. Besonders bemerkenswert ist, dass in 
Brandenburg die Abwahl nicht nur durch die wesentlich höhere Wahlbe-
teiligung erreicht wurde, sondern vor allem durch signifikante Verluste bei 
den absoluten Stimmen. 2004 gaben noch etwa 20.000 Wähler mehr ihre 
Zweitstimme einer rechtsextremen Partei.

Die Momentaufnahme des Wahltags bescheinigt Brandenburg unbestrit-
ten eine positive demokratische Entwicklung. Dennoch lohnt es sich, die 
Ergebnisse der Landtagswahl genauer anzusehen. Insbesondere die regi-
onalen Unterschiede der Wahlergebnisse sind dabei von Bedeutung. Vor 
dem Hintergrund der zu erwartenden sozioökonomischen und strukturel-
len Entwicklungen Brandenburgs in den kommenden Jahren können sie 
Anhaltspunkte für künftige Wahlergebnisse rechtsextremer Parteien liefern.

3 Die Angaben entstammen der Wahlauswertung von Jürgen Hofrichter, Bereichsleiter 
Wahlforschung bei Infratest dimap, Vortrag gehalten am 18. November 2009 in der 
brandenburgischen Landeszentrale für politische Bildung.
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Ergebnisse der rechtsextremen Parteien – eine Grobskizze

Analysiert man die Ergebnisse für die rechtsextremen Parteien bei der Land-
tagswahl, so kann folgendes Bild skizziert werden.
– Die Aufkündigung des Deutschlandpaktes im Frühsommer 2009 und 

das daraus resultierende Antreten beider Parteien (NPD und DVU) bei 
den brandenburgischen Wahlen für Landtag und Bundestag beschränk-
ten von Anfang an die Chancen auf den (Wieder-)Einzug einer rechts-
extremen Partei in den brandenburgischen Landtag. Das rechtsextreme 
Lager wurde damit geschwächt. Die gestiegene Wahlbeteiligung und der 
reale Stimmenverlust bei der Landtagswahl sorgten zusätzlich dafür, dass 
beide Parteien zusammen nur 3,7% aller Zweitstimmen erhielten. Bei 
der Bundestagswahl waren es insgesamt 3,5%.

– Mit der Landtagswahl hat die NPD die bis dahin führende rechtsextreme 
Partei in Brandenburg, die DVU, abgelöst. Sie erhielt auf Anhieb mehr 
als doppelt so viele Stimmen.4 Die DVU ist mit rund 1% der Zweit-
stimmen bei dieser Wahl politisch bedeutungslos. Nach einhelliger Ein-
schätzung hat es die NPD in den vergangenen Jahren wesentlich besser 
verstanden, neue Mitglieder in Brandenburg zu akquirieren und sich 
entsprechend lokal zu verankern, als ihre Konkurrenzpartei DVU. Sie 
versteht es, moderner aufzutreten, und schafft es, vor allem jüngere, ins-
besondere männliche Wähler zu mobilisieren. Aus der Altersgruppe der 
18-24-Jährigen haben 17% der Wähler der NPD ihre Stimme gegeben.5

– Tendenziell erreichen rechtsextreme Parteien in den ländlichen Räumen 
Brandenburgs vor allem in berlinfernen Gebieten höhere Wahlergeb-
nisse als in den Städten und Ballungszentren im Umland von Berlin. Das 
trifft vor allem auf abgelegene und Randgebiete im Osten und im Süden 
des Landes zu. Besonders sichtbar ist das in den Landkreisen Barnim, 
Dahme-Spreewald, Elbe-Elster, Oberspreewald-Lausitz, Märkisch-Oder-
land, Oder-Spree, Spree-Neiße und Uckermark. Dort haben die beiden 
rechtsextremen Parteien überdurchschnittliche Stimmenanteile erzielt. In 
einigen Kommunen erreichten beide Parteien zusammen knapp 15% der 
abgegebenen Zweitstimmen.

4 Nach dem amtlichen Endergebnis erhielt die DVU bei der Landtagswahl 2009 1,18% 
und knapp 16.000 der Zweitstimmen. 2004 waren es noch 6,1% mit ca. 71.000 ab-
gegebenen Zweitstimmen. Die NPD erhielt bei der Landtagswahl 2009 2,55% und ca. 
35.000 Zweitstimmen und zog damit spielend an der DVU in Brandenburg vorbei. 
Insgesamt wurden etwa 51.000 Zweitstimmen für rechtsextreme Parteien gezählt.

5 Vortrag von Jürgen Hofrichter, Bereichsleiter Wahlforschung bei Infratest dimap zur 
Wahlauswertung, gehalten am 18. November 2009 in der Landeszentrale für politische 
Bildung.
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– Überdurchschnittliche Wahlergebnisse in den mittleren und Kleinstäd-
ten Brandenburgs können rechtsextreme Parteien insbesondere dort ver-
zeichnen, wo es ihnen gelungen ist, ihre Strukturen vor Ort zu verankern, 
wie in Elsterwerdaa Fürstenwalde, Guben, Königs Wusterhausen, Nauen, 
Rathenow, Rüdersdorf bei Berlin, Spremberg, Storkow oder Strausberg.

– In den kreisfreien Städten Brandenburg, Cottbus, Frankfurt (Oder) und Pots-
dam erzielen die rechtsextremen Parteien insgesamt unterdurchschnittli-
che Ergebnisse. Dennoch lassen sich Unterschiede in den Stadtvierteln 
ermitteln. Überdurchschnittliche Ergebnisse für rechtsextreme Parteien 
sind hier insbesondere in den Plattenbausiedlungen zu verzeichnen. Für 
Potsdam trifft das beispielsweise auf die Wohngebiete Drewitz, Schlaatz 
und Waldstadt zu, in Cottbus auf die Gebiete Sandow, Sachsendorf und 
Schmellwitz.

Im  Vergleich zur Landtagswahl 2004 ist es den rechtsextremen Parteien 
2009 nicht annähernd gelungen, ihr Wählerpotenzial zu mobilisieren. Das 
steht insbesondere mit der gestiegenen Zufriedenheit mit der Arbeit der Lan-
desregierung6 und dem ausgetragenen Machtkampf innerhalb des rechtsext-
remen Lagers im Zusammenhang. Dennoch zeigt die regionale Auswertung 
der Wahlergebnisse deutliche Unterschiede. Im Berliner Umland können 
die rechtsextremen Parteien im Allgemeinen keine nennenswerten Resultate 
erzielen, nur dort, wo es ihnen gelingt, sich lokal zu verankern. Wesentlich 
erfolgreicher sind rechtsextreme Parteien in den ländlichen, meist berlinfer-
nen Gebieten.

Im zweiten Teil dieses Beitrags werden die Indikatoren und Bedingungen 
beschrieben, die maßgeblich die regionalen Unterschiede erklären helfen.

Soziokulturelle Indikatoren

Werteorientierungen – rechtsextreme Einstellungsmuster

Ein möglicher Erklärungsansatz (Hypothese) für die regionale Varianz der 
Wahlerfolge könnte die regional unterschiedliche Verankerung rechtsex- 
tremer Einstellungen innerhalb der brandenburgischen Bevölkerung sein. In 
den Studien von Richard Stöss werden die wesentlichen Kriterien, die maß-
geblich für ein verfestigtes rechtsextremes Weltbild stehen, dargestellt und 
angewendet. Von festen rechtsextremen Einstellungen spricht man dann, 

6 Innerhalb von fünf Jahren konnte sie ihre Zustimmungswerte fast verdoppeln.
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wenn bei befragten Personen die folgenden Merkmale in ihrem Denken 
stark verankert sind.
– Autoritarismus: die Bereitschaft zur freiwilligen Unterwerfung unter Stär-

kere bzw. unter nicht legitimierte Herrschaft und die Neigung zur Beherr-
schung Schwächerer.

– Nationalismus: die Wahrung und Stärkung der eigenen Nation als obers-
ter Wert menschlichen Denkens und Handelns und die Abwertung ande-
rer Nationen.

– Fremdenfeindlichkeit (oder auch Ethnozentrismus): besonders positive 
Bewertung der Eigenschaften der eigenen Volksgruppe sowie Neigung, 
fremde Volksgruppen zu benachteiligen, auszugrenzen oder abzuwerten. 
(Rassismus als Übersteigerung der Eigenschaften der eigenen Volksgruppe 
und Disqualifizierung der Eigenschaften fremder Volksgruppen als min-
derwertig.)

– Wohlstandschauvinsimus: Diskriminierung der Mitglieder fremder Volks-
gruppen im eigenen Land zum Beispiel durch Verwehrung der Teilhabe 
am gesellschaftlichen Wohlstand. Maßgeblich sind weniger ethnische, 
sondern vor allem sozioökonomische Motive.

– Antisemitismus: Feindschaft gegenüber Juden, die als minderwertig und 
gefährlich angesehen werden.

– Pronazismus: zielt darauf ab, den Nationalsozialismus zu verharmlosen 
oder sogar zu rechtfertigen.7

Je größer die Übereinstimmungen mit diesen Merkmalen im Denken des 
Menschen sind, umso stärker ist das rechtsextremistische Weltbild ausge-
prägt.

Seit dem Jahr 2000 untersucht das Otto-Stammer-Zentrum der Freien Uni-
versität Berlin die Entwicklung rechtsextremer Einstellungen in der Region 
Berlin-Brandenburg. In den sich periodisch wiederholenden Umfragen be-
dient sich das Zentrum einer Matrix, die auf den eben beschriebenen Be-
standteilen basiert. Die veröffentlichten Studien analysieren unter anderem 
die regionalen Unterschiede in Bezug auf rechtsextreme Einstellungen. Dabei 
wird zwischen Ost- und Westberlin sowie dem engeren Verflechtungsraum 
und dem äußeren Entwicklungsraum8 Brandenburgs unterschieden.9

7 Richard Stöss: Rechtsextremismus im vereinigten Deutschland. Berlin 2000, S. 25f., http://
www.fes.de/pdf-files/ostdeutschland/00887.pdf [zuletzt aufgerufen am 12.12.2009].

8 Engerer Verflechtungsraum: Berliner Umland; äußerer Entwicklungsraum: berlinferne 
Gebiete.

9 Richard Stöss: Rechtsextreme Einstellungen in Berlin und Brandenburg 2000-2008. 
Berlin 2008, http://www.polsoz.fu-berlin.de/polwiss/forschung/systeme/empsoz/for-
schung/media/rex_00_08.pdf [zuletzt aufgerufen am 12.12.2009].
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Die Untersuchung zeigt, dass rechtsextreme Einstellungen in Branden-
burg zwischen 2000 und 2008 leicht zugenommen haben. Zeigten im Jahr 
2000 22% der befragten Brandenburger rechtsextreme Einstellungen, so 
waren es acht Jahre später 3% mehr. Die Entwicklung verlief dabei nicht 
immer gradlinig. Zwischen 2000 und 2004 stieg die Zahl sogar auf 32%. 
Der Anstieg steht vor allem im Zusammenhang mit den landesweiten Protes-
ten gegen die Einführung von Hartz IV. Das schlug sich auch in den Ergeb-
nissen der Landtagswahl 2004 nieder. Die DVU konnte damals ihr Ergebnis 
nochmals verbessern und errang nun 6,1% aller Zweitstimmen.

Bezug nehmend auf die oben formulierte Hypothese ist jedoch festzu-
stellen, dass es keine gravierenden Unterschiede in den rechtsextremen Ein-
stellungen der Menschen zwischen dem engeren Verflechtungs- und dem 
äußeren Entwicklungsraum Brandenburgs gibt. 2008 betrug die Differenz 
lediglich drei Prozentpunkte.10 Im Jahr 2000 lag die Quote gleichermaßen 
bei 22%.11

Die Bereitschaft, auch tatsächlich rechtsextreme Parteien zu wählen, 
ist generell geringer als die Zahl der rechtsextrem Eingestellten. Nur ein 
Bruchteil der rechtsextrem eingestellten Personen wählt auch tatsächlich 
rechtsextreme Parteien wie DVU und NPD. In der Studie gaben von den be-
fragten Personen mit rechtsextremen Einstellungen immerhin auch 6% an, 
rechtsextreme Parteien zu wählen. Die Werteeinstellungen allein sind kein 
entscheidender Indikator zur Erklärung der regionalen Varianz der Wahler-
gebnisse in Brandenburg. Sie zeigen aber, dass in Brandenburg rechtsex- 
treme Einstellungen in weiten Teilen der Bevölkerung und in allen Landes-
teilen gleichermaßen verbreitet sind.

Identifikation mit der Staatsform Demokratie

Ein weiterer Indikator, der für das Abschneiden rechtsextremer Parteien bei 
Wahlen relevant sein könnte, ist die Identifikation der Bevölkerung mit der 
Staatsform Demokratie. Rechtsextreme Parteien, insbesondere die NPD, 
propagieren öffentlich ihre Systemfeindlichkeit und ihre antidemokrati-
sche Grundeinstellung. Daher ist davon auszugehen, dass die Wahlerfolge 
rechtsextremer Parteien um so geringer sind, je höher die demokratische 
Einstellung und Zustimmung zur demokratischen Staatsform in der Bevöl-

10 Engerer Verflechtungsraum: 23%; äußerer Entwicklungsraum 26%. Vgl. Richhard Stöss: 
Rechtsextreme Einstellungen, a.a.O., S. 13.

11 Vgl. ebd. S. 27.
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kerung ist. Auch das wird vom Otto-Stammer-Zentrum seit 2002 periodisch 
untersucht.12

Um die Einstellung der Menschen zur Demokratie zu messen, unter-
scheidet man drei Ebenen: die Werte-, die Struktur- und die Performanze-
bene. Die Werteebene bezieht sich auf die Idee der Demokratie als Staats-
form an sich. Die Strukturebene bezieht sich auf die konkrete Ausformung 
der demokratischen Regierungsform, festgelegt in der jeweiligen Verfassung 
– in Deutschland also das Grundgesetz mit seiner spezifischen Form von 
Demokratie. Die Performanzebene bezieht sich auf den alltäglichen demo-
kratischen Prozess, auf das tatsächliche Funktionieren der Demokratie und 
ihren aktuellen Zustand – auch Verfassungswirklichkeit genannt.13

Die Untersuchungen zeigen, dass 90-95% der Befragten in Deutschland 
die Idee der Demokratie als Staatsform befürworten, wobei die Intensität 
der Befürwortung in Ostdeutschland im Allgemeinen deutlich geringer aus-
fällt. Sind in Westdeutschland 57% der Befragten „sehr“ für die Idee der De-
mokratie als Staatsform, so sind es in Ostdeutschland nur 42%. Im engeren 
Verflechtungsraum Brandenburgs sind es 39% der Befragten, im äußeren 
Entwicklungsraum sogar nur 30%.14 Dabei sind keine gravierenden syste-
matischen Verschiebungen in den Einstellungen zwischen 2002 und 2008 
in Brandenburg zu erkennen.

Deutlich geringer sind die Zustimmungswerte zu der im Grundgesetz 
festgelegten spezifischen Form der Demokratie in der Bundesrepublik. Nur 
knapp drei Viertel aller Befragten sind zufrieden, im Westen über drei Vier-
tel, im Osten nicht einmal 60 %. „Sehr zufrieden“ ist in Westdeutschland 
jeder Fünfte, in Ostdeutschland nur jeder Zehnte. Im äußeren Entwick-
lungsraum Brandenburgs sogar nur jeder Zwanzigste. Auch hier zeigt sich, 
dass die Werte im Zeitraum 2002-2008 für die Region Brandenburg sich 
nicht gravierend verändert haben.15

Mit dem tatsächlichen Funktionieren der Demokratie in Deutschland 
ist jedoch nur eine Minderheit zufrieden. Nur 45% aller Befragten geben 
an, mit dem Funktionieren „sehr“ oder „eher zufrieden“ zu sein. In West-
deutschland sind es 47%, in Ostdeutschland nur 33%. Zwei Drittel der 
Ostdeutschen sind also „eher“ oder „sehr unzufrieden“. Im äußeren Ent-

12 Vgl. Oskar Niedermayer/ Richard Stöss: Einstellungen zur Demokratie in Berlin und 
Brandenburg 2002-2008 und Gesamtdeutschland 2008. Berlin 2008, http://www.pol-
soz.fu-berlin.de/polwiss/forschung/systeme/empsoz/forschung/media/Demokratie_08.pdf 
[zuletzt aufgerufen am 12.12.2009].

13 Vgl. ebd. S. 9.
14 Vgl. ebd. S. 9f.
15 Vgl. ebd. S. 10.
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wicklungsraum Brandenburgs sind das sogar 76% der Befragten. Im Gegen-
satz zu den anderen Einstellungswerten ist hier eine deutliche Verschiebung 
vor allem im äußeren Entwicklungsraum Brandenburgs festzustellen. 2002 
waren es dort deutlich weniger (68%), die angaben, „eher unzufrieden“ mit 
dem Funktionieren der Demokratie in Deutschland zu sein.16

Um die politische Relevanz der Ergebnisse bewerten zu können, ist es 
notwendig zwischen verschiedenen Typen der demokratischen Orientie-
rung zu unterscheiden, die für die drei Ebenen der Einstellung zur Demo-
kratie relevant sind. Die Studie unterscheidet dabei vier Typen:
– Antidemokraten, die sowohl mit dem tatsächlichen Funktionieren der 

Demokratie in Deutschland als auch mit der im Grundgesetz festgeleg-
ten spezifischen Form der Demokratie unzufrieden sind und auch von 
der Demokratie als Idee nichts halten;

– systemkritische Demokraten, die der Idee der Demokratie positiv gegen-
überstehen, aber sowohl mit der im Grundgesetz festgelegten spezifi-
schen Form der Demokratie als auch mit ihrem tatsächlichen Funktionie-
ren unzufrieden sind;

– politikkritische Demokraten, die der Idee der Demokratie positiv gegen-
überstehen und mit der im Grundgesetz festgelegten spezifischen Form 
der Demokratie zufrieden, mit dem tatsächlichen Funktionieren der De-
mokratie jedoch unzufrieden sind;

– zufriedene Demokraten, die der Idee der Demokratie positiv gegenüber-
stehen und sowohl mit der im Grundgesetz festgelegten spezifischen 
Form der Demokratie als auch mit ihrem tatsächlichen Funktionieren 
zufrieden sind.17

Daraus ergibt sich folgendes Bild. Nur 4% der gesamtdeutschen Bevölke-
rung können als „Antidemokraten“ bezeichnet werden. Es sind jene, die 
sowohl mit dem tatsächlichen Funktionieren der Demokratie in Deutsch-
land als auch mit der im Grundgesetz festgelegten spezifischen Form der 
Demokratie unzufrieden sind und auch von der Demokratie als Staatform 
nichts halten. Allerdings sind Personen mit antidemokratischen Einstellun-
gen in Ostdeutschland doppelt so stark vertreten (6%) wie in Westdeutsch-
land (3%). Im äußeren Entwicklungsraum Brandenburgs sogar 7%. Zudem 
ist jeder Dritte in dieser Region ein „systemkritischer Demokrat“. In West-
deutschland dagegen nur jeder Siebente.18

16 Vgl. ebd. S. 23.
17 Ebd. S. 12.
18 Vgl. ebd. 14f.
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Betrachtet man diese Ergebnisse zur demokratischen Einstellung vor dem 
Hintergrund der Wahlergebnisse rechtsextremer Parteien bei den Landtags-
wahlen, so zeigt sich, dass hierbei ein deutlicher Zusammenhang besteht. 
Gibt es bei den rechtsextremen Werteorientierungen nur geringfügige Un-
terschiede zwischen dem engeren Verflechtungs- und dem äußeren Ent-
wicklungsraum, trifft diese Aussage nicht auf die gemessene Verbreitung 
der demokratischen Einstellungen in der brandenburgischen Bevölkerung 
zu. Im Allgemeinen sprechen sich knapp 90% der Brandenburger für die 
Demokratie als Idee aus. Weniger Zustimmung findet die gewählte Form 
der Demokratie in Brandenburg. Nur knapp 60% der im engeren Verflech-
tungsraum lebenden Brandenburger sind „sehr“ oder „eher“ zufrieden. Im 
äußeren Entwicklungsraum sind es nur 55%. Am gravierendsten ist der Un-
terschied in der Beurteilung des tatsächlichen Funktionierens von Demo-
kratie in Deutschland. Nur eine Minderheit ist damit „sehr“ oder „eher“ 
zufrieden. Im engeren Verflechtungsraum noch jeder Dritte, im äußeren 
Entwicklungsraum nicht einmal jeder Vierte.

Verankerung demokratischer Parteien in den brandenburgischen 
Kommunen

Der Befund, dass im äußeren Entwicklungsraum das Funktionieren von De-
mokratie so gering eingeschätzt wird, hat die Autorin dazu veranlasst, sich 
mit dem Grad der Verankerung der demokratischen Parteien, vor allem in 
den kleineren Kommunen und Dörfern zu beschäftigen. Untersucht wird 
der Zusammenhang zwischen höheren rechtsextremen Wahlergebnissen 
und der Verankerung der überregional präsenten demokratischen Parteien 
in den Gemeinden vor Ort.19 Als Indikator zur Messung wird ihr Antritt 
zur Wahl der jeweiligen Gemeindevertretung gesehen. Grundlage der Beo- 
bachtungen sind die Ergebnisse der Kommunalwahlen 2008.

Vermutet wird ein Zusammenhang zwischen dem Grad der Abkopplung 
von überregional, das demokratische System des Grundgesetzes bejahen-
den demokratischen Parteien und höheren Wahlergebnissen rechtsextremer 
Parteien. Dafür werden die Gemeinden in zwei Kategorien geteilt:

Der ersten Kategorie wurden all jene Gemeinden zugeordnet, in denen 
zu den Gemeindevertreterwahlen keine oder nur eine demokratische Partei 

19 In der Untersuchung wurden von den demokratischen Parteien die fünf überregional 
präsenten und im Bundestag vertretenen Parteien (CDU/ CSU, SPD, FDP, Grüne, Die 
Linke) berücksichtigt. Andere kleinere Parteien, die vereinzelt Kandidaten bei den 
Kommunalwahlen aufstellten, wurden den freien Wählerlisten zugeordnet.
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antrat. Bei den dieser Kategorie zugeordneten Fällen wird davon ausgegan-
gen, dass es kaum politische Alternativen gibt: Die Gemeindevertretungen 
setzten sich fast vollständig oder gar ausschließlich aus lokalen Wähler-
bündnissen, Vertretern der örtlichen Freiwilligen Feuerwehr, Vereinen und 
Einzelbewerbern zusammen.

Der zweiten Kategorie wurden alle übrigen Gemeinden zugeordnet, in 
denen zwei oder mehr demokratische Parteien Kandidaten für die Gemein-
deratswahlen aufstellten. In der Regel stellen sie dort auch die Mehrheit 
aller Gemeindevertreter.

In Auswertung dieser Zuordnung wurde deutlich, dass ca. 38% aller 
Gemeinden in Brandenburg der ersten Kategorie angehören. Vor allem in 
den Landkreisen Barnim, Dahme-Spreewald, Oberspreewald-Lausitz, Mär-
kisch-Oderland, Spree-Neiße und Uckermark sind ca. 50% der Gemeinden 
dieser Kategorie zuzuordnen. Es sind vorrangig kleine Kommunen, bzw. 
Dörfer, die sich zu Gemeinden zusammengeschlossen haben. Die übrigen 
Gemeinden und Kommunen Brandenburgs (zusammen 62%) können der 
zweiten Kategorie zugeordnet werden, da dort zwei oder mehr demokra-
tische Parteien bei den Gemeindevertreterwahlen antraten. In dieser Kate-
gorie finden sich vor allem die kreisfreien Städte, die großen und mittleren 
kreisangehörigen Städte sowie Gemeinden im Umland von Berlin.

Vergleicht man dieses Ergebnis mit den Gemeinden, in denen die beiden 
rechtsextremen Parteien (NPD und DVU) zusammen mehr als 5% der abge-
gebenen Zweitstimmen bei den Landtagswahlen 2009 erhielten, so ergibt 
sich folgendes Bild:20

– In der ersten Kategorie weist jede zweite Gemeinde einen Stimmenanteil 
von mehr als 5% für rechtsextremistische Parteien bei der Landtagswahl 
2009 auf. Jede Fünfte hat einen Stimmenanteil von über 7% und jede 
Vierzehnte sogar einen Stimmenanteil von über 10%.

– In der zweiten Kategorie dagegen weist nur jede vierte Gemeinde einen 
Stimmenanteil von über 5% für rechtsextremistische Parteien auf. Jede 
vierzehnte hat einen Anteil von über 7% und nur eine Gemeinde weist 
einen Stimmenanteil von über 10% auf.

Es besteht also ein signifikanter Zusammenhang zwischen dem Grad der 
lokalen Verankerung der demokratischen Parteien und höheren Wahlerfol-
gen rechtsextremer Parteien. Die fehlende Verankerung ist Ausdruck der 
Abkoppelung dieser Gemeinden von den demokratischen Strukturen. Die 

20 Die Überschreitung der Fünf-Prozent-Hürde ist die Voraussetzung für den Einzug in 
das brandenburgische Parlament. Sie ist daher zur Bewertung und Darstellung des Zu-
sammenhangs maßgeblich.
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demokratischen Parteien sind in diesen Gemeinden nicht oder kaum mehr 
an der politischen Kommunikation beteiligt – obwohl es zu ihren zentralen 
Aufgaben gehört, an der politischen Willensbildung mitzuwirken. Stabili-
siert sich diese Entwicklung langfristig, so werden rechtsextreme Parteien 
das von den demokratischen Parteien nicht besetzte Feld übernehmen.21

Das Ausmaß dieser Entwicklung soll hier beispielhaft an einer Gemeinde 
aus dem südlichen Brandenburg dargestellt werden: Die Gemeinde X hat 
sieben Ortsteile und wies bei der Wahl zum Kreistag 2003 einen Stimmen-
anteil für die Kandidaten der rechtsextremen DVU von unter 4% auf. Bei der 
darauffolgenden Wahl zum Kreistag im Jahr 2008 war dieser Anteil auf 9% 
in die Höhe geschnellt. Ein Blick in die gleichzeitig stattfindenden Wahlen 
zu den örtlichen Gemeindevertretungen ergab für 2008 folgendes Bild:

Ortsteile DVU-Anteil bei den 
Kreistagswahlen

Mit Wahllisten zur Wahl der  
Gemeindevertretung angetreten

Ortsteil A 12,6% Die Linke, WG

Ortsteil B 15,4% Vertreter der FFw, EB

Ortsteil C 13,9% FFw (keine weiteren Bewerber)

Ortsteil D 10,1% UWG, FFw

Ortsteil E 10,7% Die Linke, WG

Ortsteil F 9,7% UWG (insgesamt nur 4 Bewerber)

Ortsteil G 5,1% SPD, Die Linke, Vereine

EB: Einzelbewerber; FFw: Freiwillige Feuerwehr; (U)WG: (unabhängige) Wählergemein-
schaft

Auffällig ist, dass nur im Ortsteil G mehr als eine demokratische Partei zur 
Gemeindevertreterwahl antritt. In diesem Ortsteil ist der prozentuale Anteil 
der rechtsextremen Stimmen weitaus geringer als in den anderen Ortstei-
len, in denen entweder keine oder nur eine demokratische Partei zur Ge-
meindevertreterwahl antritt. In diesen Ortsteilen liegen die Stimmenanteile 
für die Kandidaten der DVU zur Kreistagswahl durchschnittlich doppelt so 
hoch wie im Ortsteil G. In den Ortsteilen C und F stellt sich sogar nur je 
eine Liste zur Wahl. Politische Alternativen, die an der Willensbildung in 
der Gemeindevertretung mitwirken, gibt es in diesen Ortsteilen nicht. Die 
Bürger dieser Ortsteile haben nur die Alternative zwischen der pauschalen 
Zustimmung oder Ablehnung der Listenkandidaten.

21 Es ist das erklärte Ziel der NPD, sich zunächst im ländlichen Raum als wählbare Partei 
zu etablieren, um anschließend in ganz Brandenburg ihre Wahlerfolge zu steigern.
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Zudem sind die örtlichen Entscheidungsstrukturen sowie das politische 
Klima der Gemeinde X autoritär geprägt; partizipatorische Mitbestimmungs-
möglichkeiten für die Bürger existieren kaum. Ein Beispiel: Zur Vorstellung 
eines Präventionsprojekts, das auf dem Grundsatz der Freiwilligkeit be-
ruhte, wurden die Akteure, die das Projekt später umsetzen sollten, zwar 
zur Sitzung des entsprechenden Gemeinderatsgremiums eingeladen. Die 
Möglichkeit einer freien Entscheidung wurde ihnen damit allerdings nicht 
eingeräumt. Das Gremium verpflichtete die künftigen Akteure unmittelbar 
nach der Projektvorstellung und ohne jede Diskussionsmöglichkeit, sich an 
diesem Projekt zu beteiligen.

Sozioökonomische Indikatoren

Neben den soziokulturellen Bedingungen gibt es noch eine Reihe sozio-
ökonomischer Indikatoren, die im Allgemeinen in Korrelation zu höheren 
Wahlergebnissen rechtsextremer Parteien und ihrer regionalen Varianz ste-
hen. Tim Spier hat eine Reihe solcher Indikatoren im Zusammenhang mit 
den Wahlergebnissen der rechtsextremen NPD in Sachsen untersucht.22 
Dazu zählen insbesondere die Siedlungsstruktur, Bildungsgrad, Wande-
rungsbilanz der Regionen und die daraus resultierende Entwicklung des 
Männer-Frauen-Verhältnisses in der Altersgruppe der 20-40-Jährigen.

Auch in Brandenburg steht die Siedlungsstruktur in einem erheblichen 
Zusammenhang für den Erfolg oder Misserfolg rechtsextremer Parteien bei 
Wahlen. Wie bereits aufgezeigt, gibt es deutliche Unterschiede im Wahl-
verhalten in der Stadt und auf den Dörfern. Ebenfalls gilt auch in Bran-
denburg, was bundesweit vorherrscht: Der Grad der Bildung ist nach wie 
vor ein bedeutender Faktor in der Herausbildung der Parteienpräferenz. In 
Brandenburg ist sie eng verbunden mit der Wanderungsbilanz der einzel-
nen Regionen. In Kommunen, in denen ein verhältnismäßig hoher Anteil 
an Personen mit mittlerer Reife lebt, erzielen rechtsextreme Parteien über-
durchschnittliche Wahlergebnisse. Dies trifft vor allem auf die ländlichen 
Gegenden Brandenburgs zu. In Regionen, die einen verhältnismäßig hohen 
Personenanteil mit gymnasialem Abschluss oder gar Hochschulabschluss 
aufweisen, sind die Stimmenanteile für rechtsextreme Parteien eher ge-
ring.23 Dies trifft vor allem auf die kreisfreien Städte zu.

22 Tim Spier: Regionale Varianz bei der Wahl der NPD – Eine wahlökologische Untersu-
chung zur Landtagswahl 2004 in Sachsen. In: Uwe Backes/ Henrik Steglich (Hg.): Die 
NPD, a.a.O., S. 75-102.

23 Vgl. ebd. S. 90f.
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Strukturschwache Regionen sind besonders stark von der Abwanderung aus-
gebildeter Gymnasiasten sowie vom überdurchschnittlich hohen Weggang 
junger, gut ausgebildeter Frauen betroffen. Die Entwicklung des Männerü-
berschusses in der Altersgruppe der 20-40-Jährigen gestaltete sich den länd-
lichen Regionen Brandenburgs zunehmend rasanter. In vielen Gemeinden 
an der Peripherie des Südens, des Ostens, Nordwestens und Nordostens des 
Landes liegt der Männeranteil durchschnittlich bei 120 zu 100 Frauen.

Im Abgleich mit Wahlergebnissen kann diesem Indikator jedoch noch 
kein erheblicher Wirkungszusammenhang nachgewiesen werden. Unter 
den Gemeinden, die mehr als 10% Stimmenanteile für rechtsextreme Par-
teien aufweisen, gibt es sowohl Gemeinden mit einem sehr ausgeprägten 
Überschuss an männlicher Bevölkerung in der Altersgruppe von 20-40-Jäh-
rigen (mit teilweise über 140 zu 100) als auch Gemeinden, die nur einen 
sehr geringen Überschuss an Männern aufweisen. Umgekehrt gibt es auch 
viele Gemeinden, die ebenfalls einen sehr hohen Überschuss an männ-
licher Bevölkerung in der genannten Altersgruppe aufweisen, in denen 
rechtsextreme Parteien jedoch unterdurchschnittlich bei den Landtagswah-
len abgeschnitten haben. Als Beispiel können hier Luckau und Kasel-Gol-
zig angeführt werden. Der Überschuss an Männer in der Altersgruppe in 
Luckau beträgt 130 zu 100, in Kasel-Golzig sogar 168 zu 100.24

Zusammenfassung

Die Einstellungen zur Demokratie haben einen erheblichen Einfluss auf die 
Wahlerfolge rechtsextremer Parteien. Besonders die jeweiligen Struktur-
bedingungen einer partizipativen Gestaltung der örtlichen Belange sowie 
die zunehmend verkürzten Kommunikationsstränge der demokratischen 
Parteien in entlegenere Regionen spielen für rechtsextreme Wahlerfolge 
eine wichtige Rolle. Der Grad der Entwertungserfahrung und gravierende 
Umbrüche in den örtlichen sozialen Strukturen sind ebenfalls wichtige Ein-
flussfaktoren. Sie können erklären helfen, warum vor allem im Süden Bran-
denburgs in den ehemaligen Industriezentren und Braunkohlegebieten die 
Bürger stärker als im Norden ihre Stimme rechtsextremen Parteien geben. 
Die Gemeinden im Norden Brandenburgs sind bis heute eher landwirt-
schaftlich geprägt. Identitätsverluste sind dort weniger nachweisbar, da die 
über viele Jahrzehnte entwickelte dörfliche Kultur in den Gemeinden auch 

24 Die Zahlen zur Entwicklung des quantitativen Verhältnisses zwischen Männern und 
Frauen sind dem Strukturatlas Brandenburgs entnommen. Dieser ist online einsehbar 
unter: http://strukturatlas.brandenburg.de [zuletzt aufgerufen am 12.12.2009].
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heute noch existiert. Der Speckgürtel um Berlin sowie eine Vielzahl der 
im Norden liegenden Gemeinden profitiert vom Zuzug von Berlinern und/ 
oder „großstadtmüden“ Akademikern.

Solange eine große Zufriedenheit mit der jeweiligen Landesregierung 
herrscht, werden die hier genannten Indikatoren nur schwache Wirkungs-
zusammenhänge entfalten. In den kommenden Jahren steht Brandenburg 
aber vor erheblichen Herausforderungen. Zum einen werden sich durch das 
Auslaufen des Solidarpakts und das zu erwartende Herausfallen Branden-
burgs aus dem europäischen Zielfördergebiet I die finanziellen Spielräume 
maßgeblich verringern. Zum anderen wird sich der demographische Wan-
del vor allem in den ländlichen Regionen Brandenburgs stark bemerkbar 
machen. Die Intensität der daraus zu erwartenden Verteilungskämpfe wird 
entscheidend die Wirkung der genannten Indikatoren mitbestimmen. Es 
wird im Wesentlichen davon abhängen, inwieweit es den demokratischen 
Parteien gelingt, ihre strukturellen Defizite und die sich daraus ergebenden 
geringen politischen Kommunikationsfähigkeiten so abzufedern, dass auch 
die Bürger in den peripheren ländlichen Regionen an der Weiterentwick-
lung Brandenburgs aktiv beteiligt werden.

Katrin Pecker, Politikwissenschaflerin, arbeitet derzeit als Referentin für Bildung, Wissen-
schaft, Sport und Kultur in der CDU-Fraktion des Landtags Brandenburg in Potsdam. Kon-
takt: Kartin_Pecker@gmx.de
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Katarina Reichmann

Eltern mischen mit.
Ergebnisse aus dem Pilotprojekt Elternwege-Beratungswege

Das demos-Pilotprojekt Elternwege-Beratungswege war in den Jahren 2007/ 
2008 in Brandenburg in enger Kooperation mit den regionalen Mobilen Bera-
tungsteams (MBT) tätig. Die ländlichen Räume Brandenburgs mit ihren spezi-
fischen demografischen Bedingungen (Abwanderungsphänomene, ungünstige 
Rahmenbedingungen für Familien, ungenügende Mobilitätskonzepte und vie-
les mehr) bildeten den Hintergrund für die modellhafte Erprobung der Gemein-
wesenberatung im Kontext von Erziehung.

Ziel war die Stärkung der Erziehungskompetenz(en) vor Ort, die das Team von 
Katarina Reichmann (Dipl.Psychologin, Supervisorin) und Mario Feist (Dipl.
Sozialwissenschaftler) auf zwei Wegen förderte:

Auf Elternwegen wurde im Kontext konkreter Erziehung der Austausch und die 
Vernetzung von Eltern, Erziehenden und Familien angeregt (also zu elterlichen 
Erziehungsfragen, wie zum Beispiel Einschulung und damit verbundenen lan-
gen Schulwegen von Erstklässlern bis hin zu Erziehungsproblemen oder -krisen 
zum Beispiel im Kontext von Rechtsextremismus). Ziel war die Förderung von 
Elternselbsthilfe, die Beteiligung von Eltern und Familien bei der Gestaltung 
ihrer Lebensräume und die Schaffung einer starken „Erziehungsgesellschaft“. 
Dazu wurde schwerpunktmäßig bei den konkreten Bedürfnissen von Eltern 
und Familien im ländlichen, strukturschwachen Raum angesetzt.

Beratungswege konzentrierte sich dagegen stärker auf die Gestaltung von Fa-
milienfreundlichkeit in den Kommunen. Ziel war dort, mit den Profis der Erzie-
hungs- und Bildungsinstitutionen, anderen Engagierten und Verantwortlichen 
des Gemeinwesens lokale Konzepte und Angebote für entwicklungsförderliche 
Strukturen im Kontext von Erziehung im ländlichen Raum zu beschreiben und 
an deren Verwirklichung zu arbeiten, um zum Beispiel Zuzug zu befördern 
und eine familienfreundliche Bürgerschaft zu schaffen.

Wie auch die MBTs arbeitete Elternwege-Beratungswege aufsuchend, in einer 
sogenannten „Geh“-Struktur, um passgenau an die jeweiligen Gegebenheiten 
vor Ort anzuknüpfen.1 Vor Ort als „mobiles Beratungsteam in Erziehungs-
fragen“ präsent, initiierten, unterstützten und begleiteten wir je nach Auftrag 
durch Vorträge, Beratungen, Moderationen von Netzwerktreffen oder anlass- 

1  Vgl. dazu den Artikel von Frauke Postel zum Beratungsansatz der MBTs in diesem 
Band.



190

bezogenen fachlichen Fortbildungen, Workshops oder Fachtagen. Von maßgeb-
licher Bedeutung war die Vernetzung zivilgesellschaftlicher und erzieherischer 
Akteure vor Ort, wie zum Beispiel von Eltern, aktiven Bürgern, engagierten 
Sozialarbeitenden bis hin zu den verantwortlichen Beteiligten kommunaler 
Gemeinwesen wie Bürgermeister oder Vertreter von Gremien.

Finanziert wurde das Pilotprojekt von demos in Kooperation mit dem Bundes-
programm „Vielfalt tut gut“.

 
Szenario 1:
Es ist so schwer, über die Erziehung der eigenen Kinder zu reden

Ein kühler Herbsttag 2008 – eine Schlüsselszene für uns. Ort: der Hof einer 
kleinen Bildungseinrichtung, ein Dorf am äußersten Rande des Flächenlan-
des Brandenburgs. Anlass: Pausengespräch der Vernetzungsrunde für mehr 
Familienfreundlichkeit im ländlichen Raum. Beteiligte: Fünf Frauen und ein 
Mann aus dem Landkreis und wir als externe Berater/innen aus Potsdam – 
alle fröstelnd in der Novemberkühle.

Seit gut einem Jahr beraten wir dieses Netzwerk, wir initiieren, fokussie-
ren, stärken Vernetzung, denken Kooperationen an. Es klappt nicht immer, 
dass alle zu verabredeter Zeit am gleichen Tisch sitzen. Für die Engagierten 
des Landkreises ist gähnende Leere in den Kalendern ein Fremdwort. Sie 
wollen vor Ort, im strukturschwachen ländlichen Raum etwas bewegen für 
bessere Erziehungsbedingungen von Familien.2 Sie wollen dies schaffen 
über die Stärkung von Selbsthilfe und Selbstorganisation.

Mit der Zeit haben sich alle besser kennengelernt. In einem von uns 
angebotenen Workshop „Erziehungswissen in Theorie und Alltag“ haben 
sie alle über das eigene Aufwachsen in ihrer Kindheit und über das dabei 
indirekt erworbene Erziehungswissen nachgedacht und dessen Widerhall 
in ihrem Erziehungsstil heute gesprochen. Immer wieder ging es auch um 
Lösungsansätze für problematische Erziehungskonstellationen im Dorf. 
Da, wo sich alle kennen und man sich schwer tut, am Gartenzaun über 

2 Der demografische Wandel erschwert aufgrund ausgedünnter Infrastruktur im ländli-
chen Raum die Umsetzung förderlicher Erziehungsbedingungen für Eltern und junge 
Familien. Eltern fragen sich z. B.: Wo ist die nächste Kita/Schule? Welche Wege müs-
sen Kinder dorthin zurücklegen, sind diese altersangemessen? Wie können Kinder und 
Jugendliche ihre Freizeit verbringen, wenn der Wohnort ihrer Freund/innen oder der 
Jugendclub weit entfernt sind? Wohin wende ich mich als Mutter oder Vater mit Fragen 
und Sorgen – die Beratungsstelle in der Stadt nehme ich nicht als Anlaufpunkt wahr.



191

sich und seine Sorgen mit den eigenen Kindern zu reden. Wo man leichter 
über dürftig versorgte Kinder der anderen redet – aber trotzdem niemand 
sich da einmischen oder engagieren will.

Und trotzdem sind sie nicht wirklich „warm“ miteinander geworden, hat 
keiner so richtig von sich selbst und den Stolpersteinen der eigenen Kinder-
erziehung erzählt. Wir haben uns oft gefragt, woran dies liegen mag.

Bei der gemeinsamen Zigarette kommt für uns die Erklärung. Fast hätten 
wir es überhört, merkt eine Frau an: „Ich traue mich nicht, von meinen 
Problemen zu erzählen. Ich habe Angst, was falsch gemacht zu haben, 
und dass mir das jemand sagt – wo doch im Dorf alle übereinander reden. 
Angst vor meinem Scheitern als Mutter. Es ist echt schwer, über die Erzie-
hung der eigenen Kinder zu reden.“

Trotz unserer großen Behutsamkeit bei der Bearbeitung des Themen-
komplexes Erziehung befürchteten unsere Aktiven, von den anderen und 
von uns als externen Berater/innen kritisiert zu werden; mit der Möglich-
keit von Ermunterung und Zuspruch rechneten sie nicht.

Sind wir nicht alle ein bißchen Eltern? – Oder: warum es so schwer ist 
mit dem Reden über Erziehung

Erziehung ist eine alltägliche Aufgabe von Eltern und in Familien. Erzie-
hungsalltag ist da, wo Eltern mit Kindern leben. Unspektakulär in den vielen 
kleinen Entscheidungen des alltäglichen Zusammenlebens von Erwachse-
nen und Kindern, beim Essen, Spielen oder Aushandeln von Taschengeld 
oder Fernsehkonsum usw.

Spektakulär dagegen sind die Wünsche und Ansprüche, die Eltern an sich 
selbst stellen – sie wollen das Beste für ihre Kinder. Aber die moderne Ge-
sellschaft mit ihren Veränderungen, Umbrüchen, ihrer zunehmenden Kom-
plexität und Individualisierung fordert Eltern und Familien in ihren erziehe-
rischen Aufgaben, ohne ihnen im gleichen Maße Hilfe anzubieten. Immer 
häufiger fehlt Erwachsenen in ihrem alltäglichen Handeln die sichere Ori-
entierung eines normierten allgemein gültigen gesellschaftlichen Rahmens.3 
Stattdessen sind sie gefordert, mit der gesellschaftlichen Wahlfreiheit eben 
auch die damit verbundene Verunsicherung auszuhalten. Die Vielzahl von 
Erziehungsratgebern und -programmen spiegelt dies meines Erachtens 
wider. Dies gilt umso mehr für Brandenburg als ostdeutsches Bundesland, 

3 Vgl. Ulrich Beck, Elisabeth Beck-Gernsheim (Hg.): Riskante Freiheiten. Frankfurt a. M., 
1994.
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das mit der Wende einem massiven gesellschaftlichen Umbruch ausgesetzt 
wurde.4 Damit verbunden sind Entwertungen von nicht wenigen Biogra-
fien im ländlichen Raum.

Die öffentliche Diskussion um Erziehung und Bildung verstärkt mit ihrer 
Defizitorientierung den Druck auf Erziehende, statt ihnen diesen zu neh-
men. Erziehung muss weiterhin eine höchst private Angelegenheit bleiben: 
Unsere Fehlerkultur, unsere Sicht auf Fehler als zu vermeidende, oft sehr 
unangenehme und peinliche Ereignisse, erhöht diesen Druck. Als Mutter 
oder Vater habe ich immer auch die Angst, etwas falsch zu machen, „an 
meinen Kindern zu versagen“. Warum sollte ich darüber reden wollen, 
wenn ich befürchte, den Finger in die Wunde gelegt zu bekommen? Wird 
mir Verantwortung für „alles“, möglicherweise sogar eine Schuld zugewie-
sen? Und als außen stehende Person zögere ich ebenfalls, mit der Mutter 
von nebenan ins Gespräch kommen zu wollen. Ich spüre deren Verletz-
lichkeit, habe Angst, mich einzumischen. Da stockt das ungezwungene 
Reden, Suchen und Austauschen miteinander. Beides verhindert eine 
wohlwollende Auseinandersetzungskultur.

„Erziehung wird Beziehung“, wie ein Buch von Jesper Juul titelt. Das 
Reden über Erziehung braucht ebenfalls Beziehung. Am besten viele 
Beziehungen und solche, die getragen sind von Vertrauen, Respekt und 
Wertschätzung. Die Wertschätzung von Fehlern als konstruktiv nutzbare 
Ereignisse, also eine positive Fehlerkultur, könnte die persönliche und ge-
sellschaftliche Beschäftigung mit unserer Erziehungskultur erleichtern und 
befördern.

Szenario 2:
„Kann ich ihr sagen, dass sie diese Jacke nicht anziehen soll?“

Ein Abend in einem Pfarrhaus im südlichen Brandenburg. Fünf Mütter, ein 
Vater, der Pfarrer und wir als externe Berater/innen sitzen gemeinsam um 
den Tisch. Über die Vermittlung des regionalen MBT wurden wir von Eltern 
eingeladen. Der Anlass: Der Jugendclub im Ort wurde geschlossen, weil er 
„rechtsextrem unterwandert“ sei.

Die Eltern sind aufgeregt und verunsichert. Sie fragen sich: Wie sollen sie 
die Situation in ihrer kleinen Gemeinde einschätzen? Was bedeutet dies für 

4 Vgl. zur Situation im ländlichen Raum Brandenburgs: Karin Dörre, Jürgen Lorenz: Das 
MBT im Dorf. Beratung im ländlichen Raum. In: Einblicke II. Vgl. zur Situation von 
Erziehenden im ländlichen Raum: Gabriele Schlamann: Arbeitsfeld Elternberatung im 
MBT. In: Einblicke II.
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ihre Kinder? Wie stehen diese zur nun offensichtlich gewordenen rechtsex- 
tremen Gesinnung Gleichaltriger und Älterer im Jugendclub? Wie stehen die 
Eltern selbst dazu? Welche Auswirkungen auf ihr erzieherisches Verhalten 
erkennen sie?

Wir moderieren und begleiten die Eltern bei ihrer individuellen und ge-
meinsamen Annäherung an das Thema Rechtsextremismus. Dabei beraten 
wir, wie sie zum Beispiel anhand von Symbolen und Kleidungsstilen rechts-
extreme Orientierung und Einstellung erkennen können. Schnell tauchen 
Fragen auf: Wo ist meine elterliche „Schmerzgrenze“ erreicht, an welchen 
Punkten möchte ich als Mutter mein Kind über geschichtliche Hintergründe 
Deutschlands aufklären? Wo möchte ich als Vater meine eigenen Werte und 
mein Menschenbild deutlich machen, wo will ich mich also auch abgren-
zen von gruppenfeindlichen Haltungen. Und was heisst das dann für den 
konkreten Erziehungsalltag: „Kann ich ihr sagen, dass sie diese Thor-Steinar-
Jacke nicht anziehen soll?“5

Dabei hinterfragen die Eltern ihren erzieherischen Umgang, klären ihre 
eigene Meinung und Haltung. Es fällt ihnen schwer, mit anderen im Ort 
über ihre Kindererziehung zu reden – „man kennt sich ja über den Gar-
tenzaun“ –, „dann auch noch über so heikle Dinge!“ Trotzdem erleben sie 
den Austausch, die Selbsthilfe untereinander als hilfreich, wie auch unsere 
Moderation und beratenden Impulse von außen.

Sie finden sich in gemeinsamen Themen wieder und wollen dann auch 
etwas tun. Sie wollen Einfluss auf den örtlichen Jugendclub nehmen und 
sich für eine professionelle, von demokratischen Werten getragene Jugend-
arbeit engagieren und diese mitgestalten.

Dazu laden sie sich mit ihren Kindern in die örtliche Gemeindever-
sammlung ein, wo die Kinder – unterstützt durch die Anwesenheit ihrer 
Eltern – erstmals selbst und auch sehr selbstbewusst ihre Wünsche und 
Bedarfe an die Jugendarbeit im Ort formulieren und so Partizipation im 
Gemeinwesen praktizieren. Die Eltern erleben ihre Kinder in neuem Licht. 
Darüber hinaus arbeiten die Eltern mit der Unterstützung des Jugendamtes 
daran, die lokale und überregionale Jugendarbeit durch eine neu zu schaf-
fende Stelle eines Sozialarbeiters auszubauen.

Sie haben sich miteinander vom anfänglichen Austausch zu Erziehungs-
fragen hinbewegt zum gestaltenden „Mitmischen“ für bessere erzieheri-
sche Rahmenbedingungen im Ort.

5 Kleidung der Marke Thor Steinar wird in Brandenburg hergestellt und vertrieben; sie ist 
in der rechtsextremen Szene beliebt. Vgl. www.stopp-thor-steinar.de.
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Szenario 3:
Störfaktor Eltern? – Eltern wollen Schulklima mitgestalten

Donnerstagabend, 19 Uhr, eine Kleinstadt im engeren Verflechtungsraum 
Brandenburgs, landläufig auch als Berliner Speckgürtel bezeichnet. An-
gefragt durch eine Landtagsabgeordnete für eine niedrigschwellige Mo-
deration und Beratung von Eltern von Grundschüler/innen, betreten mein 
Kollege und ich das griechische Restaurant. Wir fragen uns durch in das 
Nebenzimmer, wo sieben Frauen und ein Mann offensichtlich sehr intensiv 
miteinander diskutieren. Wir werden herzlich begrüßt. Nach der kurzen 
Vorstellung sitzen wir mit einer Gesamtelternvertreterin, fünf Müttern und 
einem Vater von Zweitklässlern der örtlichen Grundschule und besagter Po-
litikerin am Tisch. Während aus den Lautsprechern Musik dudelt, berichten 
die Eltern uns und der Abgeordneten, was sie bewegt. Ein wildes Stimmen-
gewirr, zwischendrin wird das Essen gebracht.

Wir versuchen uns ein Bild zu machen – aber es fällt uns nicht leicht. Die 
Eltern fallen sich ins Wort, sie lassen sich – und auch uns – nicht ausreden. 
Gedanken werden angerissen, Personen und Ereignisse erwähnt, aber alles 
durcheinander. Ich bin erschrocken, die Eltern in ihrer starken Emotionalität 
wirken fast beängstigend auf mich. Ich frage mich, was wohl passiert sein 
mag und sehe auch meinem Kollegen das Erstaunen an.

Nach und nach setzen sich die Puzzleteile zusammen, eine hoch kom-
plexe und emotional stark aufgeladene Situation wird deutlich: Bei einem 
Elternabend kamen Eltern ins Gespräch über das nach der Einschulung auf-
fällig gewordene Verhalten und die Erzählungen ihrer Kinder: Die Lehrerin 
habe sie bloßgestellt, unter Druck gesetzt und körperliche Gewalt an ihnen 
ausgeübt. Die Eltern kritisieren das Lernklima an der Schule wegen Über-
forderung und Druck, wegen der hohen Leistungsforderungen der Klassen-
lehrerin und der geringen Kommunikations- und Kooperationsbereitschaft 
seitens der Schulleitung. Unterschiede in pädagogischen und gesellschaft-
lichen Wertvorstellungen jüngerer und älterer Lehrer/innen, alteingesesse-
ner Lehrer/innen und zugezogener Elternschaft werden deutlich, zum Teil 
ist dies auch Ausdruck unterschiedlicher Sozialisationen in Ost und West. 
Dies alles führte zur Eskalation, die auch die Schulverwaltung, ungeübt in 
Kommunikation und Konfliktklärung mit Eltern, nicht entschärfen kann. Wir 
sind gefragt.

Zwei Beratungsrunden später sitzen wir nicht mehr in einem lärmigen 
Nebenzimmer, sondern in den Räumen der Feuerwehr. Die Atmosphäre ist 
immer noch angespannt und phasenweise hoch emotional, aber trotzdem 
verändert. Es ist wieder möglich geworden, sich zuzuhören, miteinander 
zu reden und gemeinsam zu überlegen. Die Mütter haben durch uns eine 
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externe Beratung, Unterstützung für sich und für die Kinder während der 
Zeugenvernehmung gefunden.6 Das gab ihnen spürbar Handlungssicher-
heit und Ruhe.

Wir geben in den folgenden Beratungen verstärkt Impulse, die Ge-
staltungsmöglichkeiten des starken Konflikts zu nutzen: Lösungen in den 
Blick zu nehmen, aktiv auf die Grundschule zuzugehen – gerade weil sie 
so enttäuscht von ihr waren. Die Idee entstand, das Schulklima als Ganzes 
in den elterlichen Blick zu nehmen, die gestörte Schulkommunikation zu 
entknoten, um langfristig einen Dialog von Schule und Elternschaft zu 
schaffen. Dafür wurden konkrete Schritte geplant, wie zum Beispiel die 
Moderation der Schulkonferenz und ein Mediationsprozess in der Grund-
schule. In diesem Zusammenhang begleiteten wir die Eltern zu einer Kri-
sensitzung mit dem Schulamt ins Bildungsministerium. Das gegenseitige 
Vertrauen sollte wieder aufgebaut und die Elternschaft als Partner im schu-
lischen Veränderungsprozess deutlich werden – und nicht als Feind oder 
Bedrohung.

Im Nachhinein hat eine Mutter über unsere Beratung gesagt: „Zum ers-
ten Mal nimmt uns jemand ernst.“ Die besorgten Mütter und Väter konn-
ten sich für den intensiven, systemischen Beratungsprozess erst öffnen, 
nachdem sie von uns mit ihrem Zorn, ihrer Empörung, den Sorgen und 
Ängsten gehört und wertgeschätzt wurden. Erst dann konnten sie eine 
neue schulische Entwicklung anschieben. Unsere Beratung lieferte den 
nötigen Perspektivwechsel und die externen Impulse für die Förderung 
einer Konfliktbereitschaft.

Die Eltern haben drei wichtige Erfahrung gemacht: Sie erlebten, wie 
hilfreich der Austausch über Erziehungsprobleme mit anderen Eltern sein 
kann, welche Spielräume ein Perspektivwechsel vom Konflikt zur Gestal-
tungschance bewirkt und wie gut es ist, sich Hilfe zu holen, um sich für 
neue Situationen zu öffnen.

„... neue (Eltern-)Bilder braucht das Land“?!

Erziehung beginnt im Elternhaus und setzt sich in gesellschaftlichen Berei-
chen, wie zum Beispiel in der Kindertagesstätte und später in der Schule, 
fort. Eltern vertrauen ihre Kinder den Profis der Erziehungs- und Bildungsein-
richtungen an. Menschen mit unterschiedlichen Lebensstilen, Erfahrungen 

6 Die Eltern hatten gegen die Lehrerin einen Klage eingereicht. Die Kinder mussten vor 
Gericht gegen die Lehrerin aussagen, was Eltern und Kinder sehr verunsicherte.
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und Eigenheiten treffen aufeinander. Die einen sind durch Ausbildung und 
Auftrag Expert/innen für Erziehung, die anderen fühlen sich als Expert/innen 
aufgrund ihrer emotionalen Bindung oder ihrer Elternschaft. Damit deutet 
sich bereits ein komplexes Spannungsfeld an: Eltern und pädagogische Pro-
fis ringen immer miteinander um entwicklungsförderliche Erziehung und 
Erziehungsstile. Im besten Fall ziehen alle an einem Strang zum Wohle des 
Kindes. Aber dies ist nicht immer der Fall.

In unseren Beratungen mit Pädagog/innen aus Kita, Schule und Sozialar-
beit sind wir öfter darauf gestoßen, dass Profis den Blick für die Stärken und 
die Expertisen der Eltern verloren haben. Häufig werden Eltern beschrieben 
als „abwesend-desinteressiert“ oder als in ihrem Engagement „übereifrig-
zumutend“. Dass Eltern in der Erziehung ihrer Kinder aktiv handeln und 
familiäre Lebensbedingungen in den Gemeinwesen gestalten, scheint dort 
fremd zu sein. Im oben beschriebenen Beratungsprozess haben wir erlebt, 
wie störanfällig dieses Spannungsfeld sein kann, wie schwer es ist, Eltern als 
Kritisierende, aber letzlich als Mitgestaltende des Systems Schule aufzuneh-
men. Die emotionale Betroffenheit der Eltern hat auch uns als Externe stark 
irritiert. Aufgrund unserer Distanz und professionellen Haltung als Berater/
innen konnte wir jedoch – im Gegensatz zu Beteiligten – die Emotionen 
wertschätzend aufgreifen.

Machen starke Emotionen der Beteiligten ein sachlich-konstruktives Ge-
spräch unmöglich und sind die verhandelten Themen konfliktreich, wer-
den häufig andere für die Schwierigkeiten verantwortlich gemacht, werden 
Feindbilder benutzt:7 Mühsame Aushandlungen werden nicht als notwen-
dige Schritte eines Gestaltungsprozesses für eine lebendige, partnerschaft-
liche Streitkultur bewertet und als solche ernst genommen und eingeplant. 
Es fehlt dann oft eine wertschätzende, von Interesse für das Gegenüber 
geprägte und auf Kooperation und Dialog zielende Haltung.

In den Augen der PädagogInnen erscheinen Eltern dann als „engstirnige“, 
„bornierte“ und „zur Kooperation unfähige“ Menschen, während umge-
kehrt PädagogInnen von den Eltern als „besserwisserisch“, „arrogant“ und 
„ausgrenzend“ wahrgenommen werden. Es wird aneinander vorbei gere-
det, man versteht sich nicht. Unklar bleibt den Beteiligten oftmals, welche 
Bilder und Gesprächskulturen die gemeinsame Kommunikation stören, wo 
Hebel sind für Veränderung. Ungünstige, hemmende Gesprächskulturen 
etablieren und verfestigen sich mehr oder weniger unbemerkt, werden oft 
sogar als üblich und „normal“ betrachtet.

7 Haim Omer, Nahi Alon, Arist von Schlippe: „Feindbilder. Psychologie der Dämonisie-
rung.“ Göttingen 2007.
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Im oben geschilderten Extremfall sind Gespräche kaum mehr möglich ge-
wesen, konnte ein Verständigungsprozess nur durch Hilfe und Begleitung 
von außen in kleinen Schritten wieder auf den Weg gebracht werden: Neue 
Erfahrungen müssen miteinander gemacht werden; gemeinsame Suchpro-
zesse beginnen, in denen man wieder Vertrauen schaffen kann, um die 
Angst voreinander zu verlieren. Auf diesem Weg verändern sich die Bilder 
von den anderen und sich selbst. Das Ziel könnte eine gelebte Erziehungs- 
und Bildungspartnerschaft sein, zum Wohle der involvierten Kinder und 
aller Beteiligten.

Szenario 4:
Miteinander voneinander Lernen und gemeinsam im Netzwerk etwas 
bewegen – ein Dialog

„Wir bringen etwas Wichtiges ins Leben.“
Mit diesen Worten begrüßte der Bündnissprecher die fast 100 Gäste im Festsaal zur 
Gründungsveranstaltung des Bündnisses für Familie am gestrigen Freitag. Der Bürger-
meister eröffnete daraufhin als Schirmherr die Veranstaltung und bedankte sich bei 
den Initiatoren für ihr starkes ehrenamtliches Engagement und ihr schnelles Vorantrei-
ben von der Idee bis hin zur Realisierung.

Ende Mai 2009. Ich lese die Pressenotiz, greife spontan zum Handy und rufe 
meinen ehemaligen Kollegen Mario Feist an.

K.R.: Mario, weißt du noch, wie wir dort unsere Beratungen vor eineinhalb 
Jahren angefangen haben? Hast du auch die Pressemitteilung gelesen? 
Diese Gruppe hat mittlerweile ein Bündnis für Familie gegründet und 
dafür sogar den Bürgermeister als Schirmherren gewonnen?

M.F.: Ja, na klar! Ich weiß noch genau, als wir die ersten beiden Male vor 
Ort waren. Da saßen wir mit Engagierten aus den Bereichen Erziehung, 
Bildung und Sozialarbeit zusammen. Alle wollten was für Famlien be-
wegen. Aber sie wussten noch nicht, was sie voneinander und wofür 
sie uns als externe Berater/innen nutzen wollten. Und „was die ganze 
Rederei denn bringen solle“, so ein Teilnehmer. Man müsse doch was 
tun. Die Irritation war groß. Das hat sich im Laufe unserer Beratungen 
ja schon sehr verändert. Als wir neun Monate später mit großem Ver-
trauen in die Arbeitsfähigkeit der Gruppe aus dem Beratungsprozess 
ausstiegen, hatte diese sich gut selbst organisiert. Sie arbeiteten an der 
Verwirklichung der Elternbroschüre für die Region „konkret, nicht er-
gebnisoffen“, wie sie sagten.



198

K.R.: Stimmt. Ihre Absicht war es, für Eltern, Familien und Alleinerziehende 
die gesamte Angebotspalette der Stadt und des ländlichen Umfeldes fürs 
Eltern-Werden und Eltern-Sein in einer Broschüre zusammenzustellen. 
Für sie war es offensichtlich sehr hilfreich, dass ein paar sehr Aktive in 
ihrer Runde immer wieder – quasi als Zugpferde – Initiative und Verant-
wortung übernommen, zu Treffen eingeladen haben und am Thema dran 
geblieben sind. Sie konnten so ihre Arbeit ohne Beratung und Begleitung 
von außen verstetigen und haben nun dieses lokale Bündnis für Familie 
aus der Taufe gehoben. Wow! Ich bin schwer beeindruckt!

M.F.: Diese Runde hat wirklich das Motto „Voneinander Lernen“ aufgegriffen. 
So hatten wir ja zwei unserer Beratungs- und Werkstattrunden mit ihnen 
benannt. Sie haben durch Austausch und Vernetzung von ihren jeweiligen 
Kompetenzen und Erfahrungen ihrer Arbeits- und Einsatzorte, wie Kita, 
Schule, Sozialarbeit und Verwaltung, profitiert. Und ganz wichtig: Sie 
haben diese wertgeschätzt, indem sie sich auf Augenhöhe begegnet sind. 
Weißt du noch, wie sich die erste kollegiale Beratung ergeben hat?

K.R.: Na klar. Eine Verwaltungsangestellte hatte von der Suche eines alleiner-
ziehenden, voll berufstätigen Vaters nach nachmittäglicher Betreuung sei-
ner 12-jährigen Tochter berichtet. Die Anwesenden überlegten, sammel-
ten Bekanntes zusammen und kamen ins Gespräch. Das war zu diesem 
Zeitpunkt insofern ungewöhnlich, da die Vorsicht in der (großen) Runde 
noch groß war. Damit wuchs das Vertrauen zueinander und zugleich ein 
anderes Beratungsverständnis: Es wurde selbstverständlicher, andere für 
eigene Fragen, den Austausch mit anderen für das eigene Fortkommen 
zu nutzen.

M.F.: Von ihrer weiteren Professionalisierung ganz zu schweigen. Uns scheint 
es gelungen zu sein, an Themen, Kommunikation und Kultur vor Ort an-
zuknüpfen, also anschlussfähig zu sein.

K.R.: Apropos Kultur. Ich erinnere mich an die Fragen, wie neue Elterngrup-
pen angesprochen werden könnten. Also zum Beispiel diejenigen, die 
in den Elternkontakten von Kita und Schule kaum auftauchen und in die 
Zusammenarbeit mit Kita oder Schule bisher wenig einbringen. Da gab es 
spannende Überlegungen, die eigene Kultur, die der Einrichtung und die 
der Elternhäuser unter dem Kriterium Anschlussfähigkeit zu betrachten 
und nach angemessenen Anknüpfungspunkten für Gespräche und Kon-
takt zu suchen.

M.F.: Die Frage nach den Zugängen, die zum Glück in aller Munde ist! Die 
Beratungsrunden waren wirklich sehr, sehr anregend – auch für mich und 
unsere Haltung als Berater/innen, nicht wahr? Aber ich muss jetzt aufhö-
ren. Solltest du sie anrufen, bitte grüß ganz herzlich von mir!

K.R.: Werd ich beides bestimmt tun. Tschüüß!
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Szenario 5:
„Die vergrabenen Familien ausbuddeln“ – Oder: Suchend neugierig 
aufeinander sein

Ein heißer Juliabend im ländlichen Brandenburg, der Dorfverein hatte ein-
geladen – die Kinder zu einem Fahrradparcour, die Eltern zur „Elternschule“, 
einem locker angedachten Gesprächsangebot für Eltern von künftigen Erst-
klässlern: „Wie mache ich mein Kind fit für die Einschulung?“ Wir sind als 
Psychologin und Moderator mit der (Mit-)Gestaltung des Abends beauftragt.

14 Mütter und Väter in einem großem Stuhlkreis beginnen, sich und ihre 
Kinder vorzustellen. Mittendrin steht eine junge Mutter auf, verläßt den 
Raum, kommt nicht wieder zurück in die Runde. Im Nachgang erklärte sie 
im Vier-Augen-Gespräch: Sie konnte nicht vor so vielen reden. Obwohl sie 
sich – wie die anderen Eltern auch – informieren wollte, wie sie ihr Kind 
„fit machen“ könne für die Einschulung, verließ sie die Gesprächsrunde. Sie 
wollte sich nicht ungebildet fühlen, sich nicht blamieren. Vor fremden Men-
schen zu reden, noch dazu über sich selbst, war ungewohnt für sie und er-
schreckte sie.

Eine Aktive des veranstaltenden Dorfvereins prägte in diesem Zusammen-
hang die treffende Bezeichnung „vergrabene“ Familie: Mit „vergraben“ be-
zeichnete sie diejenigen Menschen, die sich aus vielen Bereichen des gesell-
schaftlichen Lebens zurückgezogen haben und dadurch für ihre Mitbürger 
schwer zugänglich geworden sind. 

Für uns jedenfalls war dies ein Schlüsselerlebnis, wie leicht Ausschlüsse 
produziert werden: Wer hatte hier wen ausgeschlossen: Die junge Frau sich 
selbst oder die Veranstalter des Abends und wir als Moderator/innen die junge 
Frau? Es hat uns angespornt, in den vielen Beratungen landauf landab nach 
angemessenen und passenden Zugängen und Wegen zu den Eltern zu fragen: 
Welche Eltern sind denn auf welche Weise anzusprechen? Brauchen Väter 
möglicherweise eine andere Ansprache als Mütter? Wann und wo ist die so-
genannte bildungsabgewandte junge Mutter mitteilsam und gesprächig?

Wir sollten ehrlich prüfen, ob unsere Gesprächsangebote und -einladun-
gen wirklich zu den Adressaten passen, die wir erreichen wollen. Dabei sind 
wir immer gefordert, unsere nicht immer bewussten Bilder von den Eltern zu 
befragen, da diese unser Handeln beeinflussen – auch wenn wir das häufig 
nicht merken. Auf den Punkt gebracht: Wie können welche Gelegenheiten 
für Gespräch und Dialog geschaffen werden – wertschätzend und auf glei-
cher Augenhöhe?8

8 Dialoge sind geprägt von Offenheit und Interesse am Gegenüber und vom beiderseiti-
gen Bestreben, sich etwas voneinander mitzuteilen. In Diskussionen dagegen versucht 
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Nachahmung ausdrücklich erwünscht!

Die beschriebenen Fragen haben wir vielerorts in Brandenburg mit Erzie-
hungsprofis, ehrenamtlich tätigen Bürger/innen und Verwaltungsangestell-
ten aus Dörfern und kleinen Städten bewegt. Aus veränderten Blicken auf 
Eltern entstanden interessante und vielversprechende neue Ansatzpunkte für 
Elternarbeit, die wir als Multiplikator/innen durch das Land erzählt haben. 
In intensivem Austausch und Dialog dazu haben wir mit engagierten Men-
schen aus Verwaltung, Politik, Jugend- und Sozialarbeit auch auf unserem 
zweiten Fachtag gearbeitet: „Zukunft gestalten in ländlichen Räumen. Eltern 
kümmern sich um lebendige und familienfreundliche Bedingungen“. Mehr 
dazu können Sie in der Dokumentation nachlesen.9 Im Folgenden wird 
eine kleine Auswahl der Ergebnisse wiedergegeben, die zum Weiterden-
ken, Weitererzählen und zur Nachahmung anregen kann.

Von der Elternarbeit zum Mit-den-Eltern-Arbeiten

Ein Elternabend in der Kita ist gut besucht, ein Elternabend in der Schule 
dagegen nicht – oder nicht mehr? Die Kinder sind größer und selbständiger 
geworden, wird also die Kooperation der Eltern nicht mehr gebraucht? Oder 
sind die Eltern gar auf dem Erziehungs- und Bildungsweg der Kinder von der 
Kita bis zur Oberschule „verloren“ gegangen?

Anwesend seien überwiegend die engagierten Eltern und die der leis-
tungsstärkeren Kinder, wird vielerorts geklagt. Es würden die Eltern derjeni-
gen Kinder fehlen, die es „nötig hätten“, die Zuspruch und Unterstützung 
bräuchten.

Mal provokant gefragt: Fühle ich mich als Mutter – oder sogar als Vater 
– in der Schule meiner Tochter willkommen? Ernst genommen mit meiner 
Sorge, wenn Melanie schon wieder ’ne Fünf geschrieben hat? Spricht der 
Lehrer in Zeit und Ruhe mit mir, um gemeinsam zu überlegen, wie es mit 
ihren Noten wieder bergauf gehen kann? Wage ich mich als Mutter ohne 
Schulabschluss und mit negativen Schulerfahrungen zum Elternabend mei-
nes Sohnes in die Schule, wenn ich mich dann in eine Schulbank zwängen 

man sich gegenseitig von der jeweils eigenen, für richtig erachteten Position zu über-
zeugen.

9 Vgl dazu die Dokumentation des Zweiten Fachtags vom 3.Juli 2008 unter: http://www.
gemeinwesenberatung-demos.de/ElternwegeBeratungswege/2Fachtagung/tabid/1080/
Default.aspx
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und mich vielleicht sogar melden muss? Macht mir das Spaß, auch wenn 
ich einen Schulabschluss habe?

Die Grundidee: Elternarbeit der Erziehungsprofis könnte allen Beteiligten 
mehr Freude machen. Dafür sind neue Ideen für innovative Formen von 
Elternabenden gefragt. Sinnvoll könnten Anlässe sein, wo man informell 
miteinander ins Gespräch kommen und sich kennen lernen kann. Dafür 
gibt es keine Patentrezepte, Mut ist gefragt und Lust, neugierig zu sein und 
Verschiedenes auszuprobieren.

Anregungen für den Kontext Kita:
– eine Gesprächsecke für die jungen Eltern einrichten, um die sonst vor der 

Tür geführten Zwischendurch-Gespräche in Ruhe führen zu können,
– für elternfreundliche Zeiten von gemeinsamen Aktivitäten sorgen,
– eine Kultur von Kooperation einführen, um Eltern von Beginn an posi-

tive Erfahrungen mit Erziehungs- und Bildungseinrichtungen zu ermögli-
chen,

– Kooperationen von Kita und Grundschule als „Übergangsmanagement“ 
Kita/ Schule, um Kind und Familie stärker an die Hand zu nehmen und in 
den Komplex Schule einzuführen.

Praxisbeispiele aus dem Kontext Schule:
– den Elternabend in lockerem und gemütlichem Ambiente (Café oder 

Kneipe) anbieten, um ins Reden zu kommen,
– mit den Eltern der Schüler/innen kleine Ausflüge und dabei ein gemütli-

ches Picknick machen, zu dem alle etwas mitbringen,
– zur Abwechslung laden die Kinder ihre Eltern in die Schule ein,
– die Familien der Erstklässler/innen besuchen: der einmalige Hausbesuch 

als Teil des Einschulungsrituals bietet allen die Chance, sich kennen zu 
lernen,

– eine Oberschule bindet die Eltern ihrer Schüler/innen über einen ver-
pflichtenden Erziehungskurs in eine engere Kooperation mit der Lehrer-
schaft ein,

– Kontaktaufnahme zu den „Omas und Opas“ und zum weiteren Umfeld 
der Kinder,

– parallel neben den Angeboten für die Eltern auch etwas für die Kinder an-
bieten, damit die Kinder versorgt sind und diese die Eltern mitnehmen.

neu gedachte Angebote:
– Väter wollen möglicherweise zu Themenabenden nur für Väter und mit 

anderen Vätern eingeladen werden oder durch handwerkliche Kompe-
tenzen in Baueinsätzen zur Verfügung stehen.
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– „Vergrabene Familien“ können sich über das Angebot günstiger Kinder-
kleidung mit dem Personal einer Einrichtung vertraut machen, bevor sie 
mit ihm über Probleme reden.

– Eine Hebamme belebt ein Wohnzimmer für werdende Mütter, in dem 
Tee, Gespräche mit werdenden Mütter und auch Tipps rund um das Kin-
derkriegen und -erziehen zu bekommen sind.

– Um künftige Eltern zu erreichen, wird an einer Hauptschule Jugendlichen 
im Rahmen des verpflichtenden Sexualkunde-Unterrichts der Kurs „Vom 
Liebespaar zum Elternpaar“ angeboten; kurze Vorträge und angeleitete 
Gesprächsrunden machen die Heranwachsenden schon frühzeitig mit 
dem späteren Rollenwechsel vertraut.

Allem gemeinsam ist: Eine persönliche, milieuspezifische und respektvolle 
Ansprache, die Eltern wertschätzend bei ihren Stärken abholt, lässt Vertrauen 
und Beziehung auf Augenhöhe wachsen. Mit etwas Zeit wird mehr möglich 
als bisher gedacht – auch mit jenen, die man bisher nicht erreicht hatte, weil 
man möglicherweise an ihnen vorbei gegangen war.

„Es braucht ein ganzes Dorf, um ein Kind zu erziehen“
(Sprichwort aus Afrika)

Die Erfahrungen von Elternwege-Beratungswege zeigen einen vielfältigen 
und deutlichen Beratungsbedarf für die ländlichen Räume Brandenburgs, 
der quer zu den bestehenden Beratungsangeboten besteht.

Diese Aufgabe konnte ein mobiles, aufsuchendes und niedrigschwelliges 
Beratungsangebot füllen. Unkompliziert angefragt, konnte es kurzfristig und 
flexibel auf den jeweils spezifischen Bedarf vor Ort reagieren. Ansprech-
barkeit, Beratung, Hilfe bei lokaler Vernetzung, Moderationen und passge-
naue Qualifikationen für verschiedenste Systeme im Kontext von Erziehung 
konnten so flexibel gewährleistet werden. Innovationen im Gemeinwesen 
wurden auf diese Weise bereits in ersten Ansätzen möglich. Sogar nach Ab-
schluss des Projektes gingen weitere Beratungsanfragen bei mir als Freibe-
ruflerin ein und wurden umgesetzt.

Unbedingt gefragt ist hier aber nun der Mut zum Querdenken, zu Überle-
gungen, die quer zu landläufig bekannten und regelfinanzierten Strukturen 
von Schule, Jugendhilfe und Sozialarbeit stehen. Nur wenn auch in Fragen 
der Finanzierung über Altbekanntes hinaus gedacht wird, können derart un-
gewohnte Beratungsangebote verwirklicht werden, die für real vorhandene 
Bedarfe in Gemeinwesen neue Gestaltungswege öffnen:



203

Verschiedenste Menschen eines dörflichen/städtischen Gemeinwesens (El-
tern, pädagogische Profis bis hin zur Freiwilligen Feuerwehr) mischen mit, 
beteiligen sich füreinander und vernetzen sich. Vor Ort können so spezifi-
sche Konzepte entwickelt werden, die die demografischen Bedingungen auf-
greifen, deren Auswirkungen abmildern und Alltagsleben und Erziehung in 
den Familien im ländlichen Raum verbessern. Gezielte Impulse von außen 
als mobile Beratung beschleunigen dabei Such- und Aushandlungsbewe-
gungen Einzelner, von Gruppen und Institutionen und tragen maßgeblich 
zur Qualität von Selbstorganisationsprozessen bei. In diesem Sinne gilt auch 
für Brandenburg:

„Es braucht ein lebendiges Gemeinwesen, um ein Kind in Brandenburg 
zu erziehen.“

Katarina Reichmann, Diplom-Psychologin, ist als freiberufliche Supervisorin (Deutsche 
Gesellschaft für Supervision) und Beraterin für Eltern und Familienfreundlichkeit in Bran-
denburg und Berlin tätig. Kontakt: www.viavisionen.de und www.kita-kreativ.de





Geschäftsstelle Potsdam
Benzstr. 11-12
14482 Potsdam
Tel.: 03 31 / 7 40 62 46
Fax: 03 31 / 7 40 62 47

Leiter: Dirk Wilking
Tel.: 01 73 / 6 46 88 63
Email: wilking@big-demos.de
Verwaltung: Angela Kühne
Tel.: 01 73 / 6 48 95 81
Email: geschaeftsstelle@big-demos.de
www.gemeinwesenberatung-demos.de

Wissenschaftliche Beratung
Dr. Michael Kohlstruck
TU Berlin, Zentrum für Antisemitismusforschung
Tel.: 0 30 / 3 14-2 58 38
Fax: 0 30 / 3 14-2 11 36
Email: michael.kohlstruck@tu-berlin.de

Regionalbüro Potsdam
Stephensonstr. 23
14482 Potsdam
Landkreise Potsdam-Mittelmark, Havelland, 
kreisfreien Städte Brandenburg und Potsdam
Tel.: 03 31 / 5 05 88 83
Fax: 03 31 / 5 05 88 84
Email: mbt-potsdam@big-demos.de
Frauke Postel, Tel.: 01 73 / 9 77 29 15
Thomas Weidlich, Tel.: 01 72 / 9 23 49 95

Regionalbüro Neuruppin
August-Bebel-Str.49 
16816 Neuruppin
Landkreise Prignitz, Ostprignitz-Ruppin 
und Oberhavel
Tel.: 0 33 91 / 35 91 89
Fax: 0 33 91 / 65 93 32
Email: mbt-neuruppin@big-demos.de
Gabriele Schlamann, Tel.: 01 73 / 6 32 69 19
Mario Feist / Nicola Scuteri, Tel.: 01 70 / 5 43 50 63

Regionalbüro Angermünde
Berliner Str. 77
16278 Angermünde
Landkreise Barnim und Uckermark
Tel.: 0 33 31 / 29 99 80
Fax: 0 33 31 / 29 99 81
Email: mbt-angermuende@big-demos.de
Karin Dörre, Tel.: 01 73 / 8 72 33 64
Jürgen Lorenz, Tel.: 01 72 / 3 96 10 36

Regionalbüro Frankfurt (Oder)
Wiekestr. 1a Post: PF 1344
15230 Frankfurt (Oder) 15203 Frankfurt (Oder)
Landkreise Märkisch-Oderland und Oder-Spree
sowie die kreisfreie Stadt Frankfurt (Oder)
Tel.: 03 35 / 5 00 96 64
Fax: 03 35 / 5 00 96 65
Email: mbt-ff@big-demos.de
Robin Kendon, Tel.: 01 77 / 4 11 61 30
Ray Kokoschko, Tel.: 01  72 / 3 26 22 33

Regionalbüro Cottbus
Friedensplatz 6 
03058 Cottbus OT Gallinchen
Landkreise Elbe-Elster, Oberspreewald-Lausitz,
Spree-Neisse sowie die kreisfreie Stadt Cottbus
Tel.: 03 55 / 4 30 24 41
Fax: 03 55 / 4 99 37 50
Email: mbt-cottbus@big-demos.de
Susanne Kschenka, Tel.: 01 70 / 5 25 59 91
Anett Müller, Tel.: 01 71  / 5 35 66 46

Regionalbüro Trebbin
Kirchplatz 4 
14959 Trebbin
Landkreise Teltow-Fläming und Dahme-Spreewald
Tel.: 03 37 31 / 3 29 09
Fax: 03 37 31 / 3 29 08
email: mbt-trebbin@big-demos.de
Andrea Nienhuisen, Tel.: 01 72 / 6 07 69 14
Jan Kasiske, Tel.: 01 72 / 6 07 69 13

Regionalbüros der Mobilen Beratungsteams (MBT)

demos – Brandenburgisches Institut für Gemeinwesenberatung





  
 

 
 

 
  

 
 

 

ISBN: 978 3 00 029433 4

Mit Einblicke III setzt Demos - Mobiles Beratungs-
team Tolerantes Brandenburg (MBT) seine Reihe von 
Selbstreflexionen und Fallberichten aus dem Land 
Brandenburg fort.
„Demokratie heißt Einmischung in die eigenen Ange-
legenheiten“. Das MBT nimmt den Impuls von Max 
Frisch auf und unterstützt alle, die Werte und Verfah-
ren der Demokratie ernst nehmen; das MBT  versucht 
jene zu gewinnen, die der Demokratie indifferent und 
skpetisch gegenüberstehen; und schließlich fördert 
es die kritische Auseinandersetzung mit den erklärten 
Feinden der Demokratie.

 
   

   
   

   
   

   
   

 
Gefördert durch:




